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Die Wiederwahl von Präsident Obama: Die
Bourgeoisie bereitet die Sparpolitik vor

Die Bevölkerung in Nahost:
Geisel der imperialistischen Barbarei
Erneut bombardieren israelische
Kampfflugzeuge und Raketen den
Gaza-Streifen. 2008 forderte die
Operation „Gegossenes Blei“ fast 1500
Tote, die Mehrheit von ihnen Zivilisten,
obwohl die israelische Regierung
beteuerte, die „chirurgischen Angriffe“
gegen terroristische Ziele verschonten
die Zivilbevölkerung. Der Gaza-Streifen
ist einer der am dichtesten besiedelten
und verarmtesten Regionen der Welt.
Dort ist es absolut unmöglich,
„Einrichtungen der Terroristen“ und
Wohnbezirke, die sie umgeben,
voneinander zu trennen. Trotz all der
hochentwickelten israelischen
Waffensysteme sind die Hauptopfer der
jetzigen Angriffe wieder Frauen, Kinder
und Alte.
Die Militaristen an der Spitze des israelischen
Staates sorgen sich natürlich nicht um das
Schicksal der Menschen. Die Bevölkerung des
Gaza-Streifens wird erneut kollektiv bestraft, so
wie bei früheren Angriffen und wie bei der
jüngsten Blockade, die die Wirtschaft erstickt und
Bemühungen des Wiederaufbaus nach den
Zerstörungen von 2008 behindert und bewirkt
hat, dass die Bevölkerung am Hungertuch nagt.

Im Vergleich zur militärischen Schlagkraft der
Israelis erscheinen die militärischen
Möglichkeiten von Hamas und der radikaleren
Gruppen des islamischen Dschihad als winzig.
Aber aufgrund des Chaos in Libyen hat die
Hamas Zugriff auf Raketen mit größerer
Reichweite erhalten. Nicht nur Ashod im Süden
(wo drei Bewohner eines Wohnhauses durch eine
vom Gaza-Streifen abgefeuerte Rakete getötet
wurden), sondern auch Tel Aviv und Jerusalem
selbst sind jetzt in Reichweite gerückt. Die
lähmende Angst, mit der die Bewohner des Gaza-
Streifens jeden Tag leben, ist jetzt auch in den
großen israelischen Städten zu spüren.

Kurzum, die Bevölkerung auf beiden Seiten wird
von den sich bekämpfenden Militärs, die in Israel
und Palästina herrschen, zur Geisel genommen.
Dabei erhalten sie auch ein wenig Unterstützung
von der ägyptischen Armee, welche die Grenze
zum Gaza-Streifen kontrolliert, um unerwünschte
Kontakte oder die Flucht aus dem Gaza-Streifen
zu verhindern. Die Bevölkerung auf beiden Seiten
ist zur Zielscheibe in einem permanenten Krieg
geworden – nicht nur aufgrund der Raketen und
Granaten, sondern auch weil die Menschen
gezwungen werden, das erdrückende Gewicht
einer Kriegswirtschaft zu tragen. Und jetzt zwingt
die Weltwirtschaftskrise die herrschende Klasse
auf beiden Seiten dazu, weitere Absenkungen des
Lebensstandards vorzunehmen und neue
Preiserhöhungen bei Nahrungsmitteln, Öl,
Mieten usw. durchzusetzen.

In Israel haben die explodierenden Mieten und
Wohnungspreise wie ein Funke gewirkt, der die
Protestbewegung auslöste, die zu
Massendemonstrationen, zur Besetzung von
Straßen und zur Abhaltung von
Vollversammlungen führte. Diese Bewegung
wurde direkt inspiriert durch die Revolten in der
arabischen Welt. Es waren Slogans zu hören wie:
„Netanjahu, Assad, Mubarak sind alle gleich“ und
„Araber und Juden wollen bezahlbare Mieten“.
Eine kurze Zeit lang, die ein sehr erregender
Moment war, wurde alles in der israelischen
Gesellschaft – auch das „palästinensische
Problem“ und die Zukunft der besetzten Gebiete
– offen zur Diskussion gestellt. Und eine der
Hauptsorgen der Protestierenden war, dass die
Regierung auf diese aufkeimende
Herausforderung und Infragestellung der
nationalen „Einheit“ mit einem neuen
militärische Abenteuer reagieren würde.

Im Sommer 2012 lösten die gestiegenen Öl- und
Lebensmittelpreise in den besetzten Gebieten der
West Bank eine Reihe wütender Proteste,
Straßenblockaden und Streiks aus. Beschäftigte

des Transport-, Erziehungs- und
Gesundheitswesens, Studenten und Schüler sowie
Arbeitslose kamen aufder Straße zusammen und
standen gemeinsam den Polizeikräften der
palästinensischen Behörden gegenüber. Sie
forderten einen Mindestlohn, Jobs, niedrigere
Preise und ein Ende der Korruption. Und auch
in Jordanien kam es zu Demonstrationen gegen
steigende Lebenshaltungskosten.

Ungeachtet der unterschiedlichen
Lebensstandards in Israel und Palästina und der
Unterdrückung und Erniedrigung durch die
militärische Besatzung, unter der die
palästinensische Bevölkerung leidet, sind die
Wurzeln dieser beiden Sozialrevolten die gleichen,
nämlich dass es zunehmend unmöglich wird, in
einem kapitalistischen System zu überleben, das
in einer tiefen Krise steckt.

Über die Motive der jetzigen Eskalation ist sehr
viel spekuliert worden. Versucht Netanjahu den
Nationalismus anzustacheln, um seine Aussichten
aufWiederwahl zu verbessern? Hat die Hamas
die Raketenangriffe verstärkt, um ihre
Kriegstauglichkeit gegenüber der
Herausforderung durch noch extremistischere
Banden (wie den Islamistischen Dschihad) zu
bekräftigen? Versucht das israelische Militär
Hamas zu verjagen oder wollen sie nur deren
militärische Mittel einschränken? Welche Rolle
wird das neue Regime in Ägypten in diesem
Konflikt spielen? Welche Auswirkungen wird der
Konflikt aufden gegenwärtigen Krieg in Syrien
haben?

Diese Fragen müssen alle weiter vertieft werden,
aber keine von ihnen ändert etwas an der
grundsätzlichen Problematik. Die Eskalation des
imperialistischen Konfliktes steht in völligem
Gegensatz zu den Interessen der breiten Massen
in Israel, Palästina und den anderen Gebieten des
Nahen und Mittleren Ostens. Während die
Sozialrevolten auf beiden Seiten der Front es
möglich machen, dass die Massen für ihre

wirklichen materiellen Interessen gegen die
Kapitalisten und den sie ausbeutenden Staat
kämpfen, schafft der imperialistische Krieg eine
falsche Einheit zwischen den Ausbeutern und
Ausgebeuteten. Wenn israelische Flugzeuge den
Gaza-Streifen bombardieren, gewinnen Hamas
und die Dschihadisten dadurch nur neue
Rekruten, aus deren Sicht alle Israelis, alle Juden
Feinde sind. Wenn die Dschihadisten Raketen
aufAshdod oder Tel Aviv abschießen, wenden
sich nur noch mehr Israelis „ihrem“ Staat zu und
suchen bei ihm Schutz vor und Vergeltung gegen
die „Araber“. Die dringenden sozialen Fragen,
die die Triebkräfte hinter den Sozialprotesten
sind, werden unter einer Flut von hysterischem
nationalistischen Hass begraben.

Zwar kann ein Krieg durchaus gesellschaftliche
Konflikte verdrängen, aber auch der umgekehrte
Fall ist denkbar. In Anbetracht der gegenwärtigen
Eskalation rufen „verantwortlich handelnde
Regierungen“ wie die USA und Großbritannien
zur Zurückhaltung und zur Rückkehr zum
Friedensprozess auf. Aber dies sind die gleichen
Regierungen, die gegenwärtig Krieg in
Afghanistan, in Pakistan, im Irak führen. Die
USA sind auch der militärische und finanzielle
Hauptverbündete Israels. Wir können uns nicht
an diese Staaten wenden, um eine „friedliche“
Lösung herbeizuführen. Und ebenso wenig
können wir uns an Staaten wie den Iran wenden,
der Terrororganisationen wie die Hamas oder
Hisbollah bewaffnet hat. Wirkliche Aussichten
auf eine friedliche Welt kann man nicht bei den
Herrschenden finden, sondern nur in dem
Widerstand der Ausgebeuteten und
Unterdrückten, deren wachsendes Verständnis,
dass sie überall auf der Welt die gleichen
Interessen haben, den gleichen Kampf führen
und sich gegen ein System vereinigen müssen,
das ihnen nichts anderes anzubieten hat als Krise,
Krieg und Zerstörung.

Amos 20.11.12

Fortsetzung auf S.2

Die Präsidentschaftswahlen von 2012 haben sich als positiv für die
Hauptfraktionen der US-Bourgeoisie erwiesen. Präsident Obama hat die
Wiederwahl erreicht und den Republikaner Mitt Romney in die Schranken
gewiesen, was bedeutet, dass die Demokratische Partei auch die nächsten vier
Jahre die Geschicke des Staates lenken wird.

finden, hat die Tendenzen zu heftigen
fraktionellen Gerangel innerhalb der Bourgeoisie
weiter gestärkt. Der ideologische Zerfall der
Republikanischen Partei bedeutet, dass sie auf
völlig diskreditierte konservative

Die Reaktion der Medien nach den Wahlen war
ohrenbetäubend. Obama habe einen
Erdrutschsieg errungen, erzählten sie uns, habe
er doch 332 Wahlmännerstimmen gegenüber 206
für Romney für sich gewonnen und mit mehr als
drei Millionen Stimmen Mehrheit an den Urnen
seinen Rivalen geschlagen. Obama besitzt nun ein
nationales Mandat zum Regieren. Die
Republikaner, die sich nach der Wahlschlappe,
die sie auch im Senat Sitze einbüßen ließ, noch
immer die Wunden lecken, werden mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ihre
Rhetorik ändern und an den Verhandlungstisch
zurückkehren müssen, um ein allgemeines

Übereinkommen über die Defizitreduzierung
auszuhandeln, dem die US-Bourgeoisie während
der ersten Amtszeit Obamas ausgewichen war.

Die eher optimistischen Experten erwarten, dass
diese Wahlen das Ende des Aufstandes der Tea
Party innerhalb der Republikanischen Partei
einläuten werden. Sie meinen, dass die
vernünftigeren Elemente in der GOP nun in der
Lage sein werden, die Kontrolle über die Partei
wiederzuerlangen. Andere Experten sagen
dagegen einen Bürgerkrieg in der GOP voraus,
da diese darum kämpft, mit der neuen
demographischen Realität zu Rande zu kommen,
erlaubte doch eine Beibehaltung des alten Kurses

mit seinem latenten Rassismus, seiner
rückwärtsgewandten Sexualpolitik, den anti-
wissenschaftlichen Verschwörungstheorien und
ihr Niedermachen der Einwanderer ihr niemals
mehr, einen Präsidenten zu stellen.

Das Wahlergebnis und die vorherige Kampagne
haben die Analyse bestätigt, die eine
galoppierende „politische Krise“ der US-
amerikanischen Bourgeoisie ausgemacht hat:

- Die Auswirkungen des gesellschaftlichen
Zerfalls haben Zentrifugalkräfte in der
Bourgeoisie freigesetzt, die zur wachsenden
Unfähigkeit bestimmter Fraktionen in ihrer
Mitte führen, im allgemeinen Interesse des
nationalen Kapitals zu handeln. Jedoch hat dieser
Prozess nicht alle Fraktionen der Bourgeoisie
gleichermaßen in Mitleidenschaft gezogen. So
hat die Republikanische Partei eine
unverhältnismäßig starke ideologische
Degeneration erlitten, die ihre
Regierungsfähigkeit in Frage stellt.

- Die Unfähigkeit der Bourgeoisie, irgendeine
Lösung für die anhaltende Wirtschaftskrise zu
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Wirtschaftsdogmen zurückfällt und eine
aggressive Anti-Gewerkschaftspolitik verfolgt, die
Gefahr läuft, den Staat seines besten Bollwerks
gegen die Arbeiterklasse zu berauben.

- Angesichts dessen ist es für die Hauptfraktionen
der Bourgeoisie zu riskant, die Republikanische
Partei mit der nationalen Regierung zu betrauen.
Dies trotz der Tatsache, dass die anhaltende
Wirtschaftskrise und die sich daraus ergebende
Notwendigkeit, eine Sparpolitik zu verordnen,
eigentlich nahelegt, dass die Bourgeoisie die Linke
ihres politischen Apparats lieber in der
Opposition sehen würde, wo diese den Zorn der
Arbeiterklasse in Sackgassen lenken könnte, die
für die kapitalistische Gesellschaftsordnung
ungefährlich sind.

- Infolge der Degeneration der Republikanischen
Partei bleibt es den Demokraten überlassen, die
notwendige Sparpolitik durchzuführen. Dies
droht die traditionelle ideologische Arbeitsteilung
innerhalb der Bourgeoisie
durcheinanderzubringen, sodass die Demokraten
für die schmerzhaften Einschnitte in
Sozialprogramme verantwortlich sind und die
Republikaner gegen die Rhetorik des
Wirtschaftsaufschwungs Sturm laufen.

- Nachdem sie anfangs für eine Revitalisierung
des Wahlmythos in einer Bevölkerung gesorgt
hat, die sich nach acht Jahren Bush-
Präsidentschaft abgewendet hatte, hat Obamas
Präsidentschaft lediglich eine noch intensivere
und dauerhaftere rechte Gegenreaktion
entzündet. Der ideologische Zerfall der
Republikanischen Partei wird von einer
ideologischen Verhärtung der Gesellschaft als
Ganzes begleitet. Die Nation spaltet sich immer
mehr in zwei – im Großen und Ganzen
gleichgroße – politische Blöcke auf. Angesichts
der Verschwörungstheorien und rassistischen
Stereotypen, mit denen der erste schwarze
Präsident in der Geschichte der USA belegt
wurde, sah sich seine Präsidentschaft von
Anbeginn Zweifeln an seiner Legitimation
ausgesetzt.

Bedeutet Obamas Wiederwahl das Ende der
politischen Krise? Haben die Hauptfraktionen
der Bourgeoisie recht, wenn sie glauben, dass dies
die Rückkehr zur politischen Normalität
markieren werde? Welche Rolle spielte die
Arbeiterklasse in dieser Wahl? War die
Bourgeoisie fähig, den Schwung von 2008
mitzunehmen und die Bevölkerung im Glauben
zu lassen, dass die Wahldemokratie der beste Weg
ist, um ihre Interessen zu schützen? Was bedeutet
Obamas Sieg für die Arbeiterklasse?

Die Bedeutung von Obamas Sieg
für die Arbeiterklasse
Wir sollten uns keine Illusionen darüber machen,
was Obamas zweite Amtszeit für die
Arbeiterklasse bedeuten wird. Wir können es in
einem Wort zusammenfassen: Austerität. Trotz
all der Rhetorik, die vom Obama-Team,
unterstützt von seinen gewerkschaftlichen und
„fortschrittlichen“ Verbündeten, über den Schutz
der Sozialversicherung und von Medicare gegen
den „bösen Geist“ Paul Ryan ausgespuckt
wurden, ist es klar, dass Einschnitte in beide
Programme stets auf der Tagesordnung für
Obamas zweite Amtszeit gestanden hatten. Die
einzige Frage ist, wie tief die Einschnitte sein
werden und wie schnell sie umgesetzt werden.

Die US-Bourgeoisie ist sich einig darin, dass der
finanzpolitische Kurs der Nation einfach
untragbar ist, dass „Reformen“ bei den
Sozialausgaben unabdingbar sind, um zu
versuchen, das Defizit unter Kontrolle zu
bekommen. Es ist richtig, dass die Politik, die von
Romneys Vizepräsidentschafts-Kandidaten Ryan
befürwortet wurde, schlicht zu drakonisch war,
um sie gegenwärtig zu verordnen. Es ist auch
richtig, dass die Hauptfraktionen der Bourgeoisie
das rechte Mantra ablehnen, wonach die sozialen
Sicherungssysteme privatisiert werden müssten,
um sie zu „retten“. Dennoch heißt all dies nicht,
dass sie darum bemüht sind, diese Programme
so, wie sie derzeit sind, zu erhalten. Im Gegenteil,

schmerzhafte Kürzungen sind im Anzug.

Präsident Obama hat bereits seine Bereitschaft
signalisiert, diese Programme drastisch zu kürzen.
Dies war ein Hauptbestandteil des so genannten
grand bargain (etwa: große Übereinkunft) , den
er mit dem republikanischen Sprechers des
Repräsentantenhauses John Boehner an der Spitze
auszuhandeln im Begriffwar, um der Krise der
Schuldenobergrenze im Sommer 2011
beizukommen. Der einzige wirkliche Unterschied
zwischen beiden Kontrahenten in dieser
Angelegenheit war das Begehren des Präsidenten,
die Kürzungen mit einigen Steuererhöhungen für
die Wohlhabenden zu bündeln, damit er der
Bevölkerung den Deal als „gemeinsames Opfer“
verkaufen konnte. Erst die Unnachgiebigkeit der
Tea Party hinderte Boehner daran, dem grand
bargain zuzustimmen, was letztendlich die Gefahr
des so genannten fiscal cliff heraufbeschwor:
automatische Steuererhöhungen und drakonische
Ausgabenkürzungen, die zu Beginn des neuen
Jahres wirksam werden.

Tatsächlich haben die politischen Experten bereits
geäußert, dass dies der wahre Sinn der Wahlen
gewesen sei. Obama hat nun das politische
Kapital, das er benötigt, um die Republikaner zu
einem allgemeinen Übereinkommen zu zwingen,
das wenigstens einige Steuererhöhungen für die
Wohlhabenden beinhaltet. Die Linke in der
Demokratischen Partei kann schreien, was sie
will, aber am Ende wird sie uns die fixe Idee
einreden, dass alles noch viel schlimmer
gekommen wäre, wenn die Republikaner das
Weiße Haus übernommen hätten und dass so
zumindest auch die Milliardäre zur Kasse gebeten
werden.

Jene ArbeiterInnen, die noch immer Illusionen
in Obamas Präsidentschaft haben und glauben,
dass er den Mittelstand wiederbeleben kann oder
dass er irgendeine Art von Sachwalter der
„Arbeiterrechte“ ist, müssen sich nur die
Ereignisse rund um den Chicagoer
LehrerInnenstreik vergegenwärtigen, um eine
Ahnung zu bekommen, wo der Präsident in
diesen Fragen steht. Es waren die Chicagoer
Kumpane des Präsidenten, die diese Angriffe
gegen die LehrerInnen durchführten. Kann es
irgendeinen Zweifel darüber geben, dass dieser
Blick aufden Bildungssektor – ja sogar aufdie
gesamte Arbeiterklasse – letztendlich vom
Präsidenten selbst geteilt wird? Der ursprüngliche
Architekt für den Plan von Bürgermeister
Emanuel, das Chicagoer Schulsystem zu
reformieren, war kein anderer als der frühere
Chicagoer Schulrat (School Chancellor) Arne
Duncan – Obamas aktueller Bildungssekretär!

Entgegen aller möglichen Wahlspekulationen
sagen wir, dass die einzige Perspektive der
Arbeiterklasse in ihren autonomen Kämpfen zur
Verteidigung ihrer Arbeits- und
Lebensbedingungen besteht. Es ist verständlich,
dass ArbeiterInnen die drakonischen Angriffe der
Republikaner fürchten. Doch sollen wir deshalb
bei den Demokraten Zuspruch suchen? Der
einzige wirkliche Unterschied zwischen den
Parteien in diesem Punkt besteht in der Frage,
wie schnell und wie dramatisch die Kürzungen
ausfallen werden. Im Endeffekt führen beide
Wege zum gleichen Ziel. Wenn wir für die
Demokraten stimmen, sind wir Arbeiter es, die
das Problem vor sich herschieben.

Das Ende der politischen Krise?
Wird Obamas Wiederwahl all den Rankünen
innerhalb der herrschenden Klasse ein Ende
bereiten, wie die bürgerlichen Medien uns
mitteilen? Wird die „Wahlschlappe“ der
Republikaner ihre rationaleren Fraktionen dazu
veranlassen, die Partei den Irren der Tea Party zu
entreißen? Bahnt sich eine neue Ära der
Kooperation an, in der beide Parteien ihre
Aufmerksamkeit den Interessen der Nation
zuwenden?

Um diese Fragen zu beantworten, ist es
notwendig, sich mit der Frage der angeblichen
„Wahlschlappe“ zu beschäftigen. Es trifft zu, dass
Obama mit großem Vorsprung bei den

Die Wiederwahl von Präsident Obama: Die Bourgeoisie bereitet die Sparpolitik vor
Wahlmännern gewann, doch nur im Kontext der
jüngsten amerikanischen Politik kann ein 51 zu
48%-Vorsprung bei der Volksabstimmung als
„Erdrutschsieg“ bezeichnet werden. Die
Wahlergebnisse scheinen lediglich die Realität zu
bestätigen, dass die USA ein tief gespaltenes Land
sind. Die Bevölkerung ist so tief gespalten, dass
selbst monatelange, schonungslose
Propagandakampagnen, die Romney als einen
gierigen Aasgeier-Kapitalisten und Obama als
einen un-amerikanischen Sozialisten zeichneten,
kaum etwas an den Mehrheitsverhältnissen
änderten. So verhärtet sind die ideologischen
Fronten in der Gesellschaft, dass die Aufgabe, ein
nationales Narrativ schaffen, so schwierig ist wie
noch nie zuvor.

Es ist wahrscheinlich richtig, dass die
aufkommenden demographischen Trends
innerhalb des Stimmvolkes ernsthafte Probleme
für die GOP bedeuten. Doch wird die GOP in
der Lage sein, ihren Kurs zu berichtigen, wie es
die Medien vorhersagen? Dies erscheint
unwahrscheinlich. Nachdem sie die Flammen
der weißen, männlichen Gegenreaktion geschürt
hatte, ist kaum zu erwarten, dass diese Elemente
nun widerstandslos in der Versenkung
verschwinden. Sollte die republikanische
Führung einen Kompromiss mit Obama über
eine umfassende Einwanderungsreform erzielen,
kann es durchaus zu einer Spaltung der
Republikanischen Partei kommen – mit
beträchtlichen Schäden am Zwei-Parteien-System
in den USA. Zwar können wir nicht mit
Sicherheit sagen, dass dies passieren wird, doch
die Bruchstellen innerhalb der GOP sind klar.
Sie wird noch eine geraume Zeit zerrissen sein in
einen Parteiflügel, der ihr Image wieder
aufmöbeln möchte, um die Erfolgsaussichten bei
Wahlen zu bessern, und einen anderen Flügel,
der die Absicht verfolgt, die ideologische Reinheit
zu bewahren.

Jedoch sind die Republikaner nicht die einzigen,
die ein demographisches Problem haben. Obama
verlor bedeutend bei den weißen Wählern. Zwar
konnte er unter den Schwarzen, Latinos,
alleinstehenden Frauen und den jungen Wählern
punkten, doch hatte er dafür erhebliche Defizite
unter den weißen Fabrikarbeitern (besonders
Männern) zu verzeichnen. Während eine hohe
Beteiligung an den Präsidentschaftswahlen die
Demokraten begünstigt, bleibt es ungewiss, ob
dies auch auf die Gouverneurs- und lokalen
Wahlen mit ihrer geringen Wahlbeteiligung
übersetzt werden kann. Die GOP wird auf dieser
Ebene wahrscheinlich weiterhin eine Macht
darstellen. Tatsächlich war die GOP selbst im
Jahr der Präsidentschaftswahlen – größtenteils
aufgrund von korrupten Wahlkreisschiebungen
– in der Lage, die Kontrolle über das
Repräsentantenhaus zu behalten.

Auf einer anderen Ebene wird die US-
Bourgeoisie auch weiterhin von der praktischen
„Umkehrung“ ihrer traditionellen ideologischen
Arbeitsteilung gepeinigt werden. Wenn sie
gezwungen werden würde, die Demokraten auf
unbestimmte Zeit an der Macht zu halten, bis
hin zur Auflösung der Republikanischen Partei,
würde dies ernste Probleme für die Legitimation
der Demokratischen Partei selbst bedeuten. Was
für ein seltsamer Anblick war es, den
demokratischen Kandidaten dabei zuzuschauen,
wie er inmitten einer fürchterlichen Rezession
die Illusion nährte, dass der Zustand der
Wirtschaft sich bessere, während der
republikanische Kandidat als Stimme der
Langzeit-Arbeitslosen auflief, denen der Präsident
seine Hilfe versagt habe! Wie lange kann diese
Situation anhalten? Die einzige Antwort der
Demokraten darauf besteht lediglich in dem
Argument, dass unversöhnliche GOP-Kräfte sie
zu dieser Politik zwängen. Auch wenn sie mit
dieser Taktik bis jetzt einigen Erfolg hatten, stellt
sich die Frage, wie lange sie sie noch beibehalten
können, ehe die Demokraten als Partei der
Austerität betrachtet werden.

Wir sollten ebenfalls bedenken, dass Obamas
erste Amtszeit vom Auftauchen einer

waschechten außer-parlamentarischen Bewegung
gekennzeichnet war, die in Gestalt der Occupy-
Bewegung im Herbst und Winter 2011 die
öffentliche Aufmerksamkeit fesselte. Es scheint,
als sei die US-Bourgeoisie in der Lage gewesen,
im Rahmen derselben Logik des „kleineren
Übels“, die viele ArbeiterInnen dazu veranlasste,
die Demokraten zu wählen, viel von der Energie
dieser Bewegung in Obamas Wiederwahl-
Kampagne einzuverleiben. Doch falls die
Demokraten erst einmal als Partei der Austerität
betrachtet werden, werden sie dann weiterhin
imstande sein, die Energie künftiger außer-
parlamentarischer Gesellschaftsbewegungen in
die Sackgasse der Wahlen zu lenken?

Im Bereich der Außenpolitik ist klar, dass die
Obama-Administration auch weiterhin
wachsenden Bedrohungen der US-Hegemonie
ausgesetzt ist, deren Abwendung ihr immer
größere Schwierigkeiten bereitet. Obgleich die
Außenpolitik kein Hauptthema in den
Kampagnen der Präsidentschaftswahlen war,
bedeutet dies nicht, dass es keine Spannungen in
der US-Bourgeoisie in diesen Fragen gibt. Schon
eine Woche nach den Wahlen musste sich
Präsident Obama mit dem großen PR-Debakel
bezüglich der sexuellen Indiskretionen des CIA-
Direktors Petraeus befassen.

Auch wenn noch nicht klar ist, welche Tragweite
diese Krise haben wird, scheint es, als witterten
die Republikaner Morgenluft und benutzten
diesen Skandal, um ihre Untersuchungen über
die falsche Handhabung des Angriffs auf das
Konsulat in Bengasi, der den Tod des US-
Botschafters in Libyen nach sich zog, zu
intensivieren. Wie immer dies ausgeht, die US-
Bourgeoisie wird sich auch weiterhin ernsten
Herausforderungen ihrer imperialistischen
Hegemonie ausgesetzt sehen, einschließlich der
Möglichkeit eines breiteren Krieges infolge der
Syrien-Krise, der fortdauernden Spannungen mit
dem Iran, wachsender Schwierigkeiten, Israel auf
Linie zu bringen, und der wachsenden
Bedrohung ihrer Hegemonie durch einen immer
aggressiveren chinesischen Imperialismus.

Auch wenn die Hauptfraktionen der US-
Bourgeoisie mit Obamas Wiederwahl einen Sieg
errungen hat, bedeutet dies nicht die völlige
Abwendung der politischen Krise, die die US-
Bourgeoisie seit über einem Jahrzehnt im Griff
hält. Es ist aufschlussreich, dass einige politische
Experten, die die US-Politik begutachten, davon
ausgehen, dass wir kurz vor einer Neuordnung
der Parteienlandschaft stehen. Die Realität des
Zerfalls erschwert es, vorauszusagen, welche
Gestalt sie annehmen wird.

Für die Arbeiterklasse liegt die Schlussfolgerung
auf der Hand: Es gibt keine Erlösung aus diesem
Chaos der bürgerlichen Wahlpolitik. Wir können
unsere eigenen Interessen nur auf einem
grundsätzlich unterschiedlichen Terrain verfolgen
– auf jenem unserer autonomen Kämpfe.

Henk 14.1 1 .2012

[Fortsetzung von Seite 1 ]
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Gegenwärtig werden in aller
Deutlichkeit die Auswirkungen des
Kapitalismus in seiner Dekadenz
illustriert. Insbesondere verschärft die
Krise seit 2008 die Ausformungen des
Zerfalls des Kapitalismus.
Das Ausmaß der Krise reißt nun auch die
kapitalistischen Kernländer Europas, Amerikas
und Japans in das ökonomische Elend und
verstärkt die hohe Arbeitslosigkeit (besonders
unter der Jugend) zu einer allgemeinen
Perspektivlosigkeit. Insbesondere in Spanien und
Griechenland wehrt sich die Arbeiterklasse mit
massenhaften Protesten – doch wir mussten
lernen, dass dieser Funke noch nicht auf zentrale
europäische Länder wie Frankreich und
Deutschland übergesprungen ist. Auch in den
USA regt sich vermehrt Widerstand gegen die
fürchterlichen Angriffe, unter denen die
Arbeiterklasse zu leiden hat. Die Kämpfe reichen
vom öffentlichen Sektor (besonders sei an die
Kämpfe an Wisconsin/USA erinnert) über die
Hafenarbeiter bis hin zu der OccupyWallstreet-
Bewegung. Wir veröffentlichen in diesem
Zusammenhang einen Artikel unserer
amerikanischen Sektion zum Streik der
Chicagoer LehrerInnen („Solidarität mit den
Chicagoer LehrerInnen“) .

Besonders hoffnungsfroh stimmen die
Nachrichten über den sozialen Aufruhr aufdem
afrikanischen Kontinent. Die Krise und die
folgenden Massenproteste in Tunesien und
Ägypten haben etliche Regimes in Nordafrika ins
Taumeln gebracht. Die ganze arabische Region

war und ist ein Tummelplatz im imperialistischen
Gerangel der großen und kleinen Mächte, stark
beeinträchtigt von verheerenden ideologischen
Spaltungen. Und dennoch haben diese
Massenproteste gezeigt, dass in Zeiten
anschwellender Klassenkämpfe selbst
waffenstarrende Regimes unversehens zu
Papiertigern schrumpfen. Dabei sind die
Massenproteste in Israel
im letzten Jahr von
ähnlicher Bedeutung
wie die aktuellen
Proteste in
Westbank/Palästina; sie
beweisen, dass die
Arbeiterklasse Israels
und Ägyptens immer
weniger bereit ist, sich
vor den Karren ihrer
imperialistischen Ausbeuter spannen zu lassen.
Besonders vor dem Hintergrund eines
neuerlichen Krieges, der zwischen Israel und der
Hamas drohte, als dieser Zeilen verfasst wurden,
erscheint es uns als wichtig, den Kampf der
palästinensischen ArbeiterInnen gegen die
Autonomiebehörde eines Artikels zu würdigen
(„Massenproteste in der Westbank gegen hohe
Lebenshaltungskosten, die Arbeitslosigkeit und
die palästinensische Autonomiebehörde“) . Seit
einigen Monaten brennt nun auch auf der
anderen Seite des afrikanischen Kontinents die
Luft; weder brutale staatliche Repression noch
gewerkschaftliche Spaltungsmanöver hat die
südafrikanischen Bergarbeiter davon abhalten

können, massenhaft in wilde Streiks zu treten
(„Die Streikwelle in Südafrika: Gegen den ANC
und die Gewerkschaften“ - auf unserer Website) .

Es ist bezeichnend für die Epoche, in der wir
leben, dass mit der offenkundigen Verschärfung
des Klassenkampfes weltweit auch eine
Eskalation der imperialistischen Spannungen
einhergeht. Nichts spiegelt die Pattsituation

zwischen den beiden
historischen Klassen,
zwischen der
Bourgeoisie und dem
Proletariat, besser
wider als die
„Koexistenz“ beider
historischer
Alternativen. Weder
die Kapitalisten noch
die ArbeiterInnen

können ihren Kurs entscheidend durchsetzen. So
gab es auch in Libyen anfangs soziale Proteste
und die Hoffnung, das soziale Elend und die
politische Enge abschütteln zu können. Doch
war die Arbeiterklasse in Libyen weitaus
schwächer als beispielsweise das ägyptische
Proletariat und durch einen hohen Anteil an
migrantischen Arbeiter/innen geprägt, die schnell
durch eine ekelerregende Kampagne libyscher
Nationalisten außer Landes vertrieben wurden.
Das Resultat: Das Land wurde zum Schauplatz
eines blutigen Bürgerkriegs und zum Spielball
imperialistischer Ranküne. In dem Artikel „Ein
Jahr nach der ‚Befreiung‘: Libyen versinkt im
Chaos“ ziehen wir Bilanz. In Syrien fällt darüber

hinaus noch viel mehr das Wirken von
(regionalen) imperialistischen Mächten ins
Gewicht. Neben den imperialistischen Big-
Playern USA, China, Russland tummeln sich hier
Frankreich, Saudi-Arabien ebenso wie die Türkei
und der Iran. Der Artikel unserer türkischen
Sektion „Die Türkei, Syrien und der Krieg“
(siehe unsere Website) beschäftigt sich unter
anderem mit der Frage, inwieweit die
Kriegspropaganda der Herrschenden die
türkische Arbeiterklasse in Mitleidenschaft
gezogen hat.

Mit der Zuspitzung der weltweiten Wirtschafts-
und Finanzkrise werden die
Zerfallserscheinungen des am lebendigen Leib
verfaulenden Kapitalismus immer zerstörerischer.
Neben dem aufflammenden Klassenkampf in
aller Welt und dem verstärkten Suchen von
proletarischen Minderheiten nach einem Ausweg
aus dem Elend des Kapitalismus lauert in
unmittelbarer Nachbarschaft die „Lösung“ des
zerfallenden Kapitalismus: Bomben, Raketen,
Drohnen und Massaker. Solange es den
Ausgebeuteten nicht gelingt, ihre Kämpfe mit
einer gesellschaftlichen Perspektive zu rüsten,
wird der Kapitalismus ein gefährliches und
gewalttätiges Hindernis für die
Weiterentwicklung der Menschheit bleiben.

zum Weiterlesen: zur Dekadenz­Theorie bietet
sich die aktuelle Serie in der Internationalen
Revue an (siehe Website); weiterhin gibt es
eine Fülle von älteren Texten; hier zwei Texte
von 1989 bzw 1990:
http://de.internationalism.org/ir/11/1989_zerfall
http://de.internationalism.org/Zerfall/1

Krieg und Klassenkampf: die beiden Antipoden im zerfallenden Kapitalismus

Wir veröffentlichen hier einen Artikel,
den ein Sympathisant unserer Organisa-
tion geschrieben hat und der von der
kürzlich stattgefundenen Mobilisierung
der ArbeiterInnen und unterdrückten
Massen in Palästina berichtet und dar-
aus Lehren zieht. Wir begrüßen die In-
itiative des Genossen. Palästina ist eine
Region mit brutalen imperialistischen
Zusammenstößen mit enormem Leiden
für die Bevölkerung; Worte wie Klasse,
Proletariat, gesellschaftlicher Kampf,
Autonomie der Arbeiterklasse usw. wer-
den begraben unter dem, was die Barba-
rei des kapitalistischen Systems hervor-
bringt: Krieg, Nationalismus, ethnische
Konflikte, religiöse Kämpfe etc. Umso
wichtiger sind deshalb jene Proteste,
wie der Genosse zu Recht unterstreicht,
und die Nachrichten darüber sollten zu
den ProletarierInnen der ganzen Welt
gelangen und von ihnen in ihrer Bedeu-
tung erkannt werden. Man ruft uns auf
zu Solidarität mit Nationen, Völkern,
Regierungen, „Befreiungsorganisatio-
nen" - diese Solidarität müssen wir ab-
lehnen! Unsere Solidarität gilt nur Ar-
beiter_innen und Unterdrückten - in
Palästina, Israel, Ägypten, Tunesien und
der ganzen Welt. Klassensolidarität ge-
gen nationale Solidarität.

Massenproteste in der Westbank ge-
gen die hohen Lebenshaltungskosten,
die Arbeitslosigkeit und die palästinen-
sische Autonomiebehörde

Aus einer Gegend der Welt, dem Nahen Osten,
aus der normalerweise Nachrichten über militä-
rische Massaker und Barbarei verbreitet werden;
über Rivalitäten zwischen verschiedenen impe-
rialistischen Gangstern, welche die Zivilbevölke-
rung als Geisel nehmen; über alle möglichen Hass-
gefühle und nationalistischen, ethnischen und
religiösen Bewegungen (welche die „demokrati-
schen" Mächte des Westens je nach Interessenla-
ge kreieren, aufbauen und propagandistisch un-
terstützen, wie in Libyen und Syrien) , ist,

während die Schlagzeilen in der bürgerlichen
Presse in den letzten Tagen von den Unruhen in
den muslimischen Ländern nach den Moham-
med-Karikaturen besetzt waren, wenig oder
nichts berichtet worden[1 ] über die bedeutenden
Proteste und Streiks, die im September gegen die
Auswirkungen der weltweiten kapitalistischen
Krise aufdie Lebensbedingungen des Proletari-
ats und die unterdrückten Schichten in den pa-
lästinensischen Gebieten in der Westbank statt-
fanden und als die größten Proteste seit Jahren
beschrieben worden sind.

Aufdem Hintergrund einer oft verzweifelten Si-
tuation, in der das Proletariat und die Bevölke-
rung in den palästinensischen Gebieten der mi-
litärischen Besetzung, der Blockade und der
absoluten Geringschätzung ihres Lebens und Lei-
dens durch den israelischen Staat ausgesetzt sind,
wird es ihnen besonders schwierig gemacht, sich
den nationalistischen und islamistischen Einflüs-
sen und der Tendenz zu entziehen, sich hinter
verschiedenen Organisationen in den "militäri-
schen Widerstand" gegen Israel einzureihen (ein
wahrer Weg des Martyriums für Tausende von
PalästinenserInnen angesichts der Überlegenheit
des monströsen israelischen Militärapparates) .
Genau der Kampfgegen die Auswirkungen der
tiefen Wirtschaftskrise des Kapitalismus weltweit
eröffnet die Perspektive des Wiedererstarkens
massenhafter proletarischer Kämpfe aufWeltebe-
ne und die Aufhebung der sektoriellen, nationa-
len, ethnischen oder anderer Spaltungen in der
Arbeiterklasse sowie aufdie Überwindung aller
möglichen Illusionen und Mystifikationen ("de-
mokratische" Illusionen im kapitalistischen Rah-
men; über die "nationale Befreiung"; usw.) .

Die Proteste

Der Auslöser der Welle von Protesten und Streiks
war die Ankündigung der Regierung von Minis-
terpräsident Fayyad[2] , die Preise von elementa-
ren Konsumgütern (einschließlich Nahrungsmit-
tel und Benzin) zu erhöhen. Dieser Umstand war
der Tropfen, der das Fass der ständig wachsenden
Enttäuschungen der Bevölkerung durch die Pa-

lästinensische Autonomiebehörde zum Überlau-
fen brachte. Diese Behörde hat sich je länger je
mehr als Hort von Karrieristen und Korrupten
entpuppt, unter deren Schutz eine Kaste von pa-
lästinensischen und ausländischen Kapitalisten
ihre Geschäfte machten und die genau in Fayyad
personifiziert sind[3] ; sie hat ihre Legitimität ver-
loren durch die lange Zeit seit den letzten Wahlen
2006 und durch den Konflikt mit der Hamas;
sie ist unfähig, die Probleme der äußerst verletz-
lichen und von ausländischen Spenden abhängi-
gen palästinensischen Wirtschaft[4] zu lösen, die
nicht nur von der militärischen Besetzung, son-
dern auch von der ebenfalls durch Israel ausge-
übten peinlichen Kontrolle der Importe und Ex-
porte, der Preise, der Steuereinnahmen, der
Naturschätze (Pariser Abkommen, dem wirt-
schaftlichen Pendant zu den Osloer Abkommen)
erdrosselt wird.

Schon im Laufe des Sommers wurden das Unbe-
hagen und die verschiedenen Proteste offensicht-
lich. Zum Beispiel artete Ende Juni eine Demons-
tration in Ramallah nach der Ankündigung eines
Treffens zwischen dem Präsidenten Abbas und
dem israelischen Vizeministerpräsidenten Shauz
Mofaz in eine brutale Repression von Seiten der
palästinensischen Polizei aus[5] .

Bei einer Massenarbeitslosigkeit (57% gemäß
UNO, besonders unerträglich bei den Jungen)
und Lebenshaltungskosten, die der Mehrheit
kaum das Überleben erlauben, und angesichts
weiterer großer Teile unzufriedener Menschen
(zum Beispiel sind die Lohnzahlungen an die
150'000 Angestellten der Palästinensischen Au-
tonomiebehörde[6] ausstehend), brachte die An-
kündigung der Preiserhöhung am 1 . September
die Lunte zum Brennen.

Seit dem 4. September gibt es täglich neue Mas-
sendemonstrationen für Verbesserungen der Le-
bensbedingungen auf der ganzen Westbank (He-
bron, Bethlehem, Ramallah, Jenin, usw.) . Die
Proteste richten sich auch gegen die israelische
Kontrolle der Wirtschaft in der Zone (Pariser Ab-
kommen), aber es ist offensichtlich, dass der Un-
mut beträchtlich über ein gegen Israel gerichte-
tes oder nationalistisches Gefühl hinausgeht,
denn die zentrale Stoßrichtung der Proteste sind

die Arbeits- und Lebensbedingungen. In Ramal-
lah skandierten einige Jugendliche: "Früher
kämpften wir für Palästina, jetzt kämpfen wir für
einen Sack Mehl"[7] .

Zu Beginn der Proteste zeigte Abbas auf dem
Hintergrund eines Machtkampfes mit seinem Ri-
valen Fayyad Sympathien für den "palästinensi-
schen Frühling". Doch die Entwicklung des Pro-
tests, in dem sich der Unmut nicht nur gegen die
Regierung Fayyad oder gegen die Pariser Abkom-
men richtete, sondern ausweitete auf die Palästi-
nensische Behörde selber, brachte die Fatah, die
anfänglich vielleicht eine Möglichkeit zur Kana-
lisierung der Demonstrationen geboten hätte, da-
zu, zu versuchen, diese abzubrechen, da sie sich
verschärften und ausweiteten[8] .

Etwas Ähnliches lässt sich über die Hamas sagen,
die höchstwahrscheinlich die Mobilisierungen
ausnützen wollte, um zu versuchen, die gegen-
wärtige Regierung der Autonomiebehörde zu
schwächen, aber dann doch davor zurückschreck-
te angesichts des Ausmaßes der Proteste und der
Gefahr einer Ansteckung des Gazastreifens.

In Nablus erklärte ein Demonstrant: "Wir sind
hier, um der Regierung zu sagen, dass es reicht
.. . Wir wollen eine Regierung, die so lebt, wie das
Volk lebt, und das isst, was das Volk isst"[9] .

"Wir sind es überdrüssig, von Reformen zu hö-
ren .. . eine Regierung nach der anderen .. . ein
Minister nach dem anderen .. . und die Korrup-
tion verschwindet nicht", steht auf einem Plakat
in der Ortschaft Beit Jala[10] . In Jenin verlang-
ten die Demonstrierenden die Festsetzung eines
Mindestlohnes, die Schaffung von Arbeitsplät-
zen für die Arbeitslosen und die Reduktion der
Studiengebühren[1 1 ] . Ministerpräsident Fayyad
erklärte, er sei "bereit, zurück zu treten".

Die Massenproteste gingen weiter mit Straßen-
blockaden und Zusammenstößen mit der Poli-
zei der Palästinensischen Autonomiebehörde. Am
10. September begann ein Generalstreik im
Transportwesen, der von den Gewerkschaften
ausgerufen worden war. Daran beteiligten sich
massenhaft Taxifahrer, Lastwagenfahrer und
Buschauffeure, die empfindlich von den Preiser-
höhungen beim Benzin betroffen waren. Zahl-

Massenproteste in der Westbank gegen die hohen Lebenshaltungskosten,
die Arbeitslosigkeit und die palästinensische Autonomiebehörde

Die Zerfallsphase zeigt, dass von den bei-

den Faktoren, die die historische Weiter-

entwicklung bestimmen – der ökonomi-

sche Mechanismus und der Klassenkampf

– der erstere überreif ist und daher die Ge-

fahr der Zerstörung derMenschheit herauf-

beschwört. Dadurch wird der zweite zum

entscheidenden Faktor.
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reiche andere Sektoren wie das Personal der Kin-
dertagesstätten nahmen ebenfalls am Streik teil.

Die Bewegung stieg an. Am 11 . September tra-
ten die StudentInnen der Universität und des
Gymnasiums in einen 24-stündigen Solidaritäts-
streik mit dem Generalstreik[12] .

ArbeiterInnen von allen palästinensischen Uni-
versitäten riefen zusammen mit den Uni-Studen-
tInnen zu einem 24-stündigen Streik am 13.
September auf[13] . Angesichts dieser Lage und
nach einem Treffen mit den Gewerkschaften,
kündigte die Regierung Fayyad an, nachzugeben
mit dem Verzicht auf die vorgesehene Preiserhö-
hung, mit der Auszahlung der Hälfte der ausste-
henden Löhne des Monats August an die Ange-
stellten und mit Kürzungen der Gehälter und
Privilegien der Politiker und hohen Beamten der
Autonomiebehörde. Am 14. September sagte die
Transportgewerkschaft den Streik wieder ab, weil
es "konstruktive Gespräche" mit der Autonomie-
behörde gebe.

Die Massenproteste schienen zumindest zeitwei-
lig abzuflauen, aber der soziale Unmut hat sich
nicht gelegt. Die Gewerkschaften der Staatsan-
gestellten und der Lehrer kündigten weitere Mo-
bilisierungen mit begrenzten Streiks ab dem 17.
September an[14] . Die Gewerkschaften im Ge-
sundheitswesen kündigten am 18. September an,
dass sie mit Protesten beginnen würden, wenn
die Regierung auf ihre Forderungen wie die nach
Erhöhung der Belegschaften oder Verbesserung
der Freizügigkeit und der Aufstiegsmöglichkei-
ten nicht eingehe[15] . Die Proteste sind offen-

Ein Jahr nach der „Befreiung“: Libyen versinkt im Chaos

bar aufdie durch die Palästinensische Behörde
kontrollierte Zone der Westbank beschränkt ge-
blieben.

Die Bedeutung der Protestbewe-
gung
Über die konkreten Einzelheiten dieser Bewe-
gungen hinaus beruht ihre Bedeutung auf der
Besonderheit der Zone, die ständig von blutigen
imperialistischen Konflikten heimgesucht wird
(sei es direkt zwischen Staaten, sei es zwischen
Stellvertretern[16] ) , bei denen immer die Zivil-
bevölkerungen am meisten unter den Folgen lei-
det[17] , nebst den reaktionären Bewegungen na-
tionalistischer oder religiöser Art. Es ist aber
insbesondere wichtig zu unterstreichen, dass die
Proteste klar im Zusammenhang mit ähnlichen
Kämpfen sowohl in der Region als auch weltweit
entstanden. Wir dürfen die großen Mobilisierun-
gen in den letzten Monaten in Israel gegen die
Verteuerung der Lebenshaltungskosten nicht ver-
gessen, die trotz ihren Schwächen und "demo-
kratischen" Illusionen einen ersten wichtigen
Schritt zum Bruch mit der "nationalen Einheit"
im Militärstaat Israel darstellen; wir dürfen nicht
vergessen, dass die großen Arbeiterstreiks in Ägyp-
ten den entscheidenden Anstoß zum Sturz des
Schützlings der USA, Mubarak, bildeten[18] .

Das Proletariat und die unterdrückten Schichten
Palästinas - und in der ganzen Welt - müssen wis-
sen, dass ihre einzige Hoffnung darauf, würdige
Lebens- und Arbeitsbedingungen und eine fried-
liche Existenz (die sich die große Mehrheit der
palästinensischen Bevölkerung wirklich wünscht)
zu haben, nur über die Entfaltung der massen-
haften Kämpfe zusammen mit den Ausgebeute-
ten der Region zu erfüllen ist, über alle nationa-

len und religiösen Grenzen hinweg. Mit der
palästinensischen "nationalen Einheit" zu bre-
chen und die Kämpfe zu vereinen, insbesondere
mit dem Kampfder Ausgebeuteten und Unter-
drückten in Israel und mit denjenigen der gan-
zen Region, das ist die mächtigste Waffe des Pro-
letariats zur Schwächung und Lähmung der
mörderischen Hand des israelischen Staates und
der weiteren imperialistischen Gangster. Der "be-
waffnete Widerstand", das heißt die Unterwer-
fung unter die Interessen der verschiedenen na-
tionalistischen und religiösen Gruppen, führt es
nur ins Massaker und ins endlose Leiden und
stärkt die palästinensischen Ausbeuter und Räu-
ber.

Daran ist für die palästinensischen Ausgebeute-
ten und diejenigen der ganzen Welt nicht zu zwei-
feln: Wenn sie nicht für ihre eigenen Klassenin-
teressen gegen den Kapitalismus kämpfen, wenn
sie sich in die "Kämpfe der nationalen Befreiung"
hineinziehen lassen, in "Rassenkämpfe" alle Art;
wenn sie sich den "allgemeinen Interessen des
Landes" unterwerfen (d.h. unter die allgemeinen
Interessen der Bourgeoisie und ihres Staates) , so
werden die Gegenwart und die Zukunft, die sie
unter kapitalistischem Regime erwarten, die glei-
chen sein, die der ANC von Mandela seinen "Brü-
dern" und "Genossen" Minenarbeitern offeriert:
Elend, Ausbeutung und Tod[19] .

Draba 23.09.2012

[die kompletten Fußnoten findet ihr auf unserer
Website]

[1] Ganz wenig dazu ist in der westlichen bürgerli­
chen Presse veröffentlicht worden, ganz im Gegen­
satz zu den Schlagzeilen über die muslimischen Pro­

teste oder die Artikel über die „Freiheitskämpfer"
gegen Assad in Syrien. Auch wenig ist in den „anti­
imperialistischen" (gegen die USA und ihre Verbün­
deten gerichteten) Medien von Kuba oder Iran be­
richtet worden. Auch die linken und linksextremen
Foren (in Spanien lahaine.org oder kaosenlared.net
oder rebelion.org) zeigten kein großes Interesse an
den Ereignissen. Die „Solidarität mit dem palästinen­
sischen Volk" beschränkt sich auf Nachrichten, die
den verschiedenen Interessen auf dem imperialisti­
schen Schachbrett dienen. Wenn das Volk gegen
„seine" eigene Regierung kämpft und mit der „natio­
nalen Einheit" bricht, um seine Lebensbedingungen
zu verteidigen, verdient es keine Nachricht mehr.

[2] Ein Mann des Internationen Währungsfonds,
2007 ernannt durch Abbas auf Druck der USA im
Zusammenhang mit dem Krieg gegen die Hamas.

[16] Es ist kein Geheimnis, dass sowohl Iran als
auch Syrien Beziehungen zur Hamas gehabt haben
und immer noch haben. Ebenso wenig ist es ein Ge­
heimnis, dass Assads Syrien Russland als Hauptver­
bündeten unter allen großen imperialistischen Mäch­
ten hat und Iran als wichtigsten Verbündeten in der
Region. Ebenso ist es eine Tatsache, dass sowohl
Russland als auch Iran und China enge wirtschaftli­
che und politische Beziehungen zu lateinamerikani­
schen Staaten wie Brasilien, Venezuela oder Kuba
pflegen.

[17] Vergessen wir nicht ­ ohne das Thema zu vertie­
fen ­, dass der Krieg zwischen Hamas und Fatah um
die Kontrolle über den Gazastreifen 2007 zahlreiche
Opfer gefordert und viel Leiden über die Zivilbevöl­
kerung gebracht hat ­ Kollateralschäden der „nationa­
len Befreiung" ... http://www.haaretz.com/news/hu­
man­rights­watch­condemns­hamas­fatah­for­war­cri
mes­1.223006;
http://libcom.org/news/palestinian­union­hit­all­sides­
25072007

[18] Vgl. dazu Die Bewegung der Empörten in Spa­
nien, Griechenland und Israel : von der Empörung
zur Vorbereitung der Klassenkämpfe

[19] Vgl. Massaker in Südafrika: Die Herrschenden
hetzen ihre Bluthunde auf die Arbeiter

Fortsetzung: Proteste in Palästina

Damals schrieben die Zeitungen, dass „sie im Triumph kamen“; Cameron und Sarkozy kamen vor rund einem Jahr nach
Tripolis und Bengasi, um den Jubel einer kriegsmüden Bevölkerung entgegenzunehmen und „den neuen Aufbruch Libyens
zu grüßen“. Dies nachdem sie sowohl die Anti- als auch die Pro-Gaddafi-Fraktionen im libyschen Staat unterstützt hatten
und kurz nach der Tötung einer unbekannten Zahl von Libyern, als diese durch Bombardierungen aus der Luft und Spezi-
alkräfte vom Boden aus von Gaddafis Griff „befreit“ wurden. Der Krieg wurde, entgegen früherer Berichte, von Anfang an
vollständig vom US-amerikanischen Imperialismus gebilligt, der – „aus dem Hintergrund agierend“ – die Briten und Fran-
zosen dazu drängte, diese eminent wichtige Erdölregion im eigenen Interesse zu sichern, und gleichzeitig ein weiteres Ge-
rangel unter den anderen imperialistischen Mitspielern eröffnete, die um einen möglichst großen Einfluss buhlten.
Deutschland, das während des Krieges eine unbedeutende Rolle spielte, scheint kraft seiner wirtschaftlichen Schlagkraft
und Kontakte besonders stark von Wirtschaftsabkommen mit Libyen zu profitieren; seine wirtschaftliche Stärke ist ein
wachsender Faktor auf dem imperialistischen Schachbrett. Die lokale Ausbreitung der imperialistischen Barbarei geht weit
über mögliche wirtschaftliche Vorteile aus dem libyschen Krieg hinaus. Ein weiterer kriegstreibender Faktor, der vom US-
Standpunkt aus auf das imperialistische Gleichgewicht lastete, war die wachsende Instabilität in der Levante angesichts ei-
nes Post-Mubarak-Regimes in Ägypten, das sich plötzlich zweideutig gegenüber Israel verhält und iranischen Kriegsschiffen
gestattet, den Suez-Kanal zu passieren.

Nicht dass die Feierlichkeiten anlässlich des ers-
ten Jahrestags eines solch wichtigen Ereignisses
verhalten gewesen waren; die Jahresfeiern des
„Triumphes der Befreiung“ von Cameron und
anderen waren schlicht nicht existent. Was nicht
wirklich überraschend ist. Dies war angeblich der
Krieg, in dem sie endlich die Lektionen aus dem
Irak gelernt haben wollen, wie man Nationen
nach dem Fall ihrer Tyrannen beschützt und wie-
deraufbaut. Doch der – größeren – Bevölkerung
Libyens brachte die „Befreiung“ und ihre Nach-
wehen nichts anderes als Elend, Terror, Einschüch-
terung, Kürzungen, Inflation und eine Arbeits-
losigkeit – einer der Auslöser für den
ursprünglichen Aufstand -, die höher denn je ist.
Das Land selbst ist zerrissen in diverse, sich be-
kriegende Fraktionen, einschließlich wiederer-
wachter dschihadistischer Kräfte, die mit al Qai-
da verknüpft sind. Am 27. August gab das
US-State Department eine Warnung an US-Bür-
ger vor unnötigen Reisen in Libyen heraus und
fügte hinzu: „Die politische Gewalt, einschließ-
lich Autobomben in Tripolis und Anschläge ge-
gen militärisches Personal und angebliche Ex-
Staatsfunktionäre in Bengasi, hat zugenommen.
Konflikte zwischen den Milizen können jeder-
zeit und überall im Lande ausbrechen.“ Simon
Tisdall, der dies in The Guardian am 13. Sep-
tember zitierte, sagt ferner, dass die Rebellenar-
mee in Misrata über 30.000 Kleinwaffen unter
ihrer Kontrolle hat, des Weiteren „revolutionäre
Brigaden“, die über „mehr als 820 Panzer, Dut-
zende von schweren Artilleriegeschützen und
mehr als 2.300 mit Maschinengewehren und
Flugabwehrwaffen ausgerüstete Fahrzeuge verfü-

gen“. Schaut man sich weiter in der Region um,
so zeigt sich, dass der Krieg in Libyen noch mehr
kriegerische und blutige Instabilität in Mali und
in der gesamten Sahel-Zone verbreitet und den
islamistischen Fundamentalisten im Maghreb,
wenn man so will, zu einem neuen „Aufbruch“
verholfen hat. Bereits im Juni wurde das briti-
sche Konsulat in Bengasi angegriffen, wobei der
Botschafter mit dem Leben davonkam. Diese Art
von Ereignissen könnte gut Vorbote eines Zu-
sammenbruchs à la Irak kombiniert mit einem
endlosen Krieg wie in Afghanistan sein. Es geht
nicht darum, ob die Amerikaner, Briten, etc. „ih-
re Lektionen gelernt haben“ aus ihren katastro-
phalen Kriegen der jüngsten Zeit, können doch
der Imperialismus im Allgemeinen und diese Im-
perialismen im Besonderen, was immer ihre Be-
strebungen sind, nur mehr Chaos, Instabilität
und Krieg verbreiten.

Botschaftsmorde
Die Ermordung des US-Botschafters Stevens und
dreier weiterer Botschaftsmitarbeiter in Bengasi
am 11 . September wird von der US-Administra-
tion als Reaktion auf den mittlerweile berüchtig-
ten Film, der den muslimischen Glauben belei-
digt, hingestellt. Doch der Zeitpunkt ist ein
Indiz, und die Tatsache, dass der angeblich siche-
re US-Unterschlupf in Bengasi ebenfalls als Ziel
auserkoren wurde, wie auch die zuvor nicht ver-
öffentlichten Warnungen aus dem US-Bureau
for Diplomatic Security deuten auf ein viel grö-
ßeres und weitaus besorgniserregenderes Kom-
plott gegen die Amerikaner und ihre Alliierte hin.
Der Angriffwar als Präventivschlag gegen eine

CIA-Operation gedacht, der es daraufhin erfor-
derlich machte, dass eine große Anzahl von US-
Personal unverrichteter Dinge das Land verließ
– laut offiziellen Angaben aus Washington.

Es gilt mehr oder weniger als sicher, dass die mit
al Qaida verknüpfte islamistische Brigade Ansar
al-Sharia für die Morde an die US-Bürger ver-
antwortlich ist. Der amtierende Präsident des li-
byschen Parlaments, Mohammed al Magriaf, äu-
ßerte, dass er Aktionen gegen die Militanten in
Betracht zöge, und fuhr fort, dass dieser Angriff,
der fünfte in Bengasi seit April, „Teil einer brei-
ter angelegten Kampagne (sei) , um Libyen zu de-
stabilisieren“ (THE GUARDIAN, 17. Septem-
ber) . Magriaf war seit 1981 der Führer der
Nationalen Front zur Befreiung (Rettung) Liby-
ens. Er hat historische Verbindungen zum US-
amerikanischen und britischen Establishment,
und seine Gruppierung wurde Berichten zufol-
ge vom CIA und von Saudi-Arabien finanziert.
Sie hatte kaum Unterstützung in Libyen, und
ausgerechnet dieser Profiteur der Befreiung und
Freund der westlichen Koalition ist gegenwärti-
ger Präsident des Nationalen Übergangsrates –
ein klares Anzeichen für das Ausmaß westlicher
Einflüsterungen in diesem so genannten befrei-
ten Land. Doch während MagriafMaßnahmen
gegen die Islamisten „in Betracht zog“, nahm die
Bevölkerung am 22. September mit einem ganz
außergewöhnlichen Aufstand die Dinge selbst in
die Hand. Nach einer Demonstration von über
30.000 Menschen gegen die Milizen am Nach-
mittag gingen Hunderte von jungen, zumeist un-
bewaffneten Männern gegen die Miliz auf ihrem

Gelände vor. Zwar ließen 20 von ihnen ihr Le-
ben, doch wurden die verhassten Milizen vertrie-
ben. Dabei wurde nicht nur die anti-amerikani-
sche Ansar al-Sharia attackiert, sondern auch die
regierungsfreundlichen, pro-amerikanischen is-
lamistischen Milizionäre von Rafallah al-Sahiti,
die eine Lizenz von der Regierung erhalten hat-
ten und dem libyschen Verteidigungsministeri-
um gegenüber verantwortlich sind. Seit dem En-
de des Krieges gab es eine Reihe kleinerer Streiks
und Demonstrationen im Land gegen die em-
pörenden Zustände; besonders groß ist der Är-
ger über die islamistischen und anderen Milizen
mit ihren Check-Points, Durchsuchungen, Ent-
führungen, mit ihren prahlerischen Drohgebär-
den. Doch auch wenn es sicherlich einen Kern
sozialer Unzufriedenheit gab, der dieser Massen-
bewegung zugrundelag, so ist sie bereits als „Un-
terstützung für die Armee und die Regierung“
vereinnahmt und im Westen als „pro-demokra-
tische Bewegung“ (Channel 4-Nachrichten,
23.9.12) dargestellt worden. Auch im Osten Li-
byens, in Derna, sind dschihadistische Milizen
von der lokalen Bevölkerung angegriffen und
vertrieben worden. Derna war lange Zeit eine
Brutstätte des islamischen Fundamentalismus
gewesen, der vom Gaddafi-Regime toleriert,
möglicherweise sogar ermutigt wurde, mit dem
Hintergedanken, ein Problem zu kreieren, das
man dann selbst „erledigt“, um sich bei den
Amerikanern und Briten anzubiedern.

Die jüngste Geschichte des britischen Imperia-
lismus und seiner Manöver in Libyen zeichnet
sich durch seine besondere Durchtriebenheit
und Rücksichtslosigkeit in seinem Umgang mit
der arabischen Welt aus. Großbritannien hieß in
den 1990er Jahren Anti-Gaddafi-Terroristen
willkommen, gewährte ihnen Unterschlupf und
zahlte große Geldsummen für eine Anti-Gadda-
fi-Zelle in Libyen 1996. Dann, nach der Umar-
mung Gaddafis durch Tony Blair 2004, wurden
die ehemaligen terroristischen Helfershelfer
Großbritanniens ausgeliefert und faktisch den
Folterknechten des libyschen Regimes überge-
ben. Doch der imperialistische Kreisel eiert wei-
ter herum; nun unterstützten die westlichen
Mächte erneut die Fundamentalisten in dem
Krieg gegen Gaddafi, d.h. sie säten den Wind,
um nun den Sturm zu ernten. Das ist nichts
Neues, nur dass es immer schlimmer und gefähr-
licher wird. Es waren der CIA und der MI6, die
die Fundamentalisten und Taliban für den Krieg
an der afghanisch-pakistanischen Grenze aufge-
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Am Montag, den 10. September 2012,
streikten die LehrerInnen in Chicago
zum ersten Mal seit 25 Jahren und nach
Jahren des Angriffs auf ihre
Vergünstigungen, des Lohnstopps und
der noch haarsträubenderen und
entwürdigenden Arbeitsbedingungen.

Die Lage der LehrerInnen
Dieser Streik knüpft nahtlos an jene Streiks an,
die im Sommer wie Pilze aus dem Boden
schossen, Streiks der New Yorker Beschäftigten
von Con-Edison (einem US-Energieversorger) ,
der Schulwarte in Houston, der ArbeiterInnen
der Palermo Pizza-Fabrik in Milwaukee,
Wisconsin – um nur einige der bekannteren
Streiks zu erwähnen – und mehr als ein Jahr
zurückreichend der Streik der Beschäftigten des
IT-Unternehmens Verizon in New York City
sowie die öffentlichen Kundgebungen der
öffentlichen Angestellten in Madison, Wisconsin.
Nun haben die LehrerInnen endlich
gleichgezogen! Als Teil der Arbeiterklasse sind die
LehrerInnen nicht ausgespart geblieben von der
Wirtschaftskrise und den schonungslosen
Attacken unserer Machthaber gegen ihren
Lebensstandard und ihre Arbeitsbedingungen.
Bisher waren die LehrerInnen wegen ihrer
Stellung als Teil des öffentlichen Sektors, der
damit beauftragt ist, die künftige
Arbeitergeneration auszubilden, damit sie die
Bedürfnisse eines nach Profit und Konkurrenz
strebenden Kapitalismus befriedigen, durch eine
brutale Medienkampagne verunglimpft und
dämonisiert worden, die zwei wesentliche Zwecke
verfolgt:

1 . die Arbeiterklasse zu spalten, einen Bereich
gegen den anderen auszuspielen;

2. die drakonischen Maßnahmen gegen
Jobsicherheit, Vergünstigungen und
Arbeitsbedingungen mit dem Hinweis auf die so
dringend benötigte „Bildungsreform“ zu
rechtfertigen.

Diese Attacken und Kampagnen sind ein
internationales Phänomen, das auch in
Frankreich, Griechenland, Spanien, Portugal,
Holland, Italien, Großbritannien, Deutschland,
Österreich und im Rest der Welt stattfand und
stattfindet. Die Reaktionen waren häufig massiv
gewesen, nicht nur in den europäischen Ländern,

sondern auch in Indien, in Afrika (Swasiland)
und Lateinamerika. Die Mobilisierung der
Chicagoer LehrerInnen reiht sich ein in den
erwachenden internationalen Klassenkampf gegen
die Angriffe der Bosse.

Warum streiken LehrerInnen?
Es gibt viele Gründe für die Unzufriedenheit der
LehrerInnen. Ungeachtet der Behauptung des
Chicagoer Bürgermeisters Rahm Emanuel, dass
der Streik keinen ökonomischen Grund habe,
und seines lächerlichen Ersuchens einer
gerichtlichen Unterlassungsklage gegen die
„illegal“ streikende Gewerkschaft gibt es jede
Menge wirtschaftlicher Belange, die die
LehrerInnen in den Streik getrieben haben: das
Einfrieren der Beitragsraten der Krankenkassen,
die Einführung einer neuen Lehrerevaluierung
auf der Basis von Prüfungsleistungen der
Studenten, d.h. ein Angriff aufdie Jobsicherheit
besonders im Zusammenhang mit der drohenden
Schließung von mindestens 100 Schulen und und
und. Die „Gehaltserhöhung“, die dieser Kontrakt
feilbot, würde nicht einmal ausreichen, um die
erweiterten Schultage und –jahre zu bezahlen,
und dies nennen sie eine Erhöhung! Sind diese
keine ökonomischen Themen?? Nur unsere Bosse
und Machthaber, die keine wirtschaftlichen
Sorgen haben, die sie nicht schlafen lassen,
empfinden diese Attacken nicht als ökonomisch!
Aber natürlich liegen die LehrerInnen völlig
richtig, wenn sie über die rein ökonomischen
Fragen hinausgehen. Sie verlangen den Respekt
all ihrer Klassenbrüder und -schwestern für ihren
Kampfum ihre Würde als menschliche Wesen,
für ihre Weigerung, ihre Leidenschaft fürs Lehren
zu einem Gegenstand zu machen, der sich durch
standardisierte Tests messen ließe, und für ihre
Weigerung, ihre SchülerInnen der Mentalität und
Praxis unserer Bosse auszusetzen, die menschliche
Wesen als Objekte betrachten, welche sich
entsprechend des Gesetzes der kapitalistischen
Profitabilität und Konkurrenz quantifizieren
lassen, die die Menschen auf bloße Waren
reduzieren, welche verkauft oder verschleudert
werden. Dies ist im Kern die Bedeutung ihrer
vielgepriesenen Bildungs-„Reform“! Sie läuft auf
eine versicherungstechnische Kalkulation hinaus:
Wie viel sind die Bosse angesichts der durch die
unaufhaltsame Krise ihnen aufgezwungenen

Umstrukturierung der Arbeitskraft bereit für die
öffentliche Bildung zu „verschwenden“? Wir
können unseren KollegInnen Lehrer nur sagen:
Wir bewundern und unterstützen eure Courage!
Ihr seid eine Inspiration für alle von uns, die
unter denselben Bedingungen leiden!

Wie lässt sich am wirksamsten
kämpfen?
In den Medien drücken die herrschende Klasse
und die Bosse ihre Sorge darüber aus, was dieser
Streik für die Perspektive der Wiederwahl eines
demokratischen Präsidenten bedeuten wird.
Machen sie sich Sorgen darüber, dass die
Arbeiterklasse immer mehr in der Lage sein wird,
ihre Vernebelungsaktionen und Mystifikationen
zu durchschauen und sich zu vergegenwärtigen,
dass – ob nun blau (republikanisch) oder rot
(demokratisch) lackiert – der Umfang, die Ziele
und der Inhalt der Attacken im Grunde dieselben
sind? Wenn sie sich Sorgen machen, dass die
Arbeiterklasse sich irgendwann sagt, dass der
wahre Kampf auf den Straßen ausgetragen
werden muss, zusammen mit andern
ArbeiterInnen, und nicht an der Wahlurne, dann
täte die Arbeiterklasse auch gut daran, über die
Rolle nachzudenken, die beide Parteien bei der
Implementierung der Attacken spielen, und
sodann die Frage stellen: Wer ist unserer wahrer
Freund? Wem sollten wir uns zuwenden, um
Hilfe zu bekommen? Ist das offizielle
„Gewerkschaftswesen“ die Antwort auf diese
Frage? Wie kann die Antwort „ja“ lauten, wenn
die Gewerkschaftsführer hinter geschlossenen
Türen mit den Bossen verhandeln? Wie kann es
möglich sein, dass sie unsere Freunde sind, wenn
Vertrag für Vertrag unsere Arbeits- und
Lebensbedingungen immer mehr ausgehöhlt
werden? Wie können wir ihnen glauben, wenn
sie etwas, was für jedem Arbeiter eine Niederlage
ist, als einen „Sieg“ preisen, da es ja noch viel
„schlechter“ hätte kommen können? Ist es nicht
genau dies, was uns Karen Lewis (Führerin der
Chicagoer Lehrergewerkschaft) frecherweise sagen
wollte, als sie damit hausieren ging, dass Rahm
Emanuel sein Vorhaben, die LehrerInnen auf der
Grundlage von Prüfungsleistungen der Studenten
zu bewerten, immerhin von 40 auf25 Prozent
herabgesetzt habe? Doch wenn wir der offiziellen
Gewerkschaft nicht trauen können, wem dann?

Solidarität mit den Chicagoer LehrerInnen!
Geht auf die Straßen und in die
al lgemeinen Versammlungen!
Die effektivste Art, einen Kampf zu führen, ist
die Etablierung offener Generalversammlungen,
wie die ArbeiterInnen es in der Geschichte
bereits getan hatten und es nun wieder von
neuem lernen. Wir haben erste Versuche, die
Bestimmung des Kampfes in unsere eigenen
Hände zu nehmen, in Spanien während der
Indignado-Bewegung und hier in den Staaten in
der Occupy-Bewegung gesehen. Was diese
Bewegungen anzeigen, ist das Bedürfnis, einen
Raum für offene Diskussionen zu schaffen, in
dem wir frei und schöpferisch reale Lösungen für
unsere Probleme in Betracht ziehen können. Wir
sind die einzigen „Experten“, und die
Verantwortlichkeit für unsere Entscheidungen
sollte allein den Arbeitergeneralversammlungen
überlassen werden, die von den ArbeiterInnen
selbst kontrolliert werden. Wenn wir in der Lage
sind, den Kampf in unsere Hände zu nehmen,
ist es möglich, ihn auf andere Sektoren und
ArbeiterInnen, auf Eltern und Studenten
auszuweiten und auf diese Weise zu einer
wirklichen Stärke, Einheit und Solidarität zu
gelangen sowie aus der Isolation auszubrechen,
in die uns unsere Gewerkschaften sperren! Die
Sympathie, die euer Streik unter vielen anderen
ArbeiterInnen, selbst unter Eltern, die eine
Menge Schwierigkeiten haben, jemand zu
finden, der sich um ihre Kinder kümmert,
geweckt hat, sagt genug über die Notwendigkeit
aus, den Kampf auszuweiten, wirkliche
Solidarität auszudrücken, dem Rest der
Arbeiterklasse Vertrauen zu schenken. Dieser
Streik ist einstweilen in der Isolation ertränkt
worden, und die LehrerInnen sind an die Arbeit
zurückgekehrt, ohne in Bezug aufden Vertrag
auch nur irgendetwas erreicht zu haben. Doch
wenn die LehrerInnen imstande sind, etwas in
Bezug auf die Lehren, wie man effektiver
kämpfen kann und wer unsere wirklichen
Freunde und Feinde sind, erlangen, dann werden
sie nicht verloren haben.

In den zwei Wochen vor der endgültigen
Unterzeichnung des Kontrakts sollten die
LehrerInnen zusammenkommen, um zu
diskutieren und die Lehren aus diesem Kampf
zu ziehen, und sich darauf vorbereiten, aus der
Isolation, die von der Gewerkschaft durchgesetzt
wurde, auszubrechen, indem sie zu anderen
ArbeiterInnen gehen und offene
Diskussionsforen abhalten, wo die
Entscheidungen kollektiv getroffen werden und
in den Händen der ArbeiterInnen selbst
verbleiben.
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rüstet hatten. Die Amerikaner und Briten arbei-
teten zusammen mit Kräften des islamischen Fun-
damentalismus, um ihre eigenen Interessen zu
verfolgen und ihre eigenen Unterstützer zu be-
schützen. Besonders in Basra nutzten die Briten
die schiitischen Fundamentalisten sowohl zum
Selbstschutz als auch zur Kontrolle der örtlichen
Bevölkerung. Die Amerikaner finanzierten, trai-
nierten und bewaffneten die tschetschenischen
Dschihadisten für den Krieg in Bosnien in den
90er Jahren. Und heute benutzen die Amerika-
ner und Briten in Syrien erneut die Kräfte des is-
lamischen Fundamentalismus für ihre eigenen
Ziele. Es hat bereits Verbindungen zwischen dem
Außenministerium und Muslimbruderschaft ge-
geben, und die USA haben libysche Elemente,
einige davon religiös, durch die Türkei nach Sy-
rien geschleust. Es ist nicht so, dass sie weiterhin
dieselben Fehler begehen oder dass sie nicht aus
ihren Fehlern lernen wollen – der Imperialismus
kann nicht anders, als die Kräfte der Reaktion,
des Todes und der Zerstörung wachzurufen und
auszubeuten. Der Imperialismus selbst heißt, zur
Sackgasse des dekadenten Kapitalismus verdammt
zu werden. Und die Kräfte des islamischen Fun-
damentalismus sind besonders nützlich für die
großen imperialistischen Staaten. Es ist ein Trep-
penwitz der Geschichte: Während Moslems
hauptsächlich friedlich gegen den erbärmlichen
Anti-Islam-Film protestierten, waren die Regie-
rungen Großbritanniens und der USA aktiv da-
bei, die schlimmste Art islamistischer Fanatiker

in den sensibelsten Regionen der Welt finanziell,
militärisch und politisch zu unterstützen. Hier
zeigt sich das ganze Orwellsche Ausmaß: eine
Bourgeoisie, die ebenjene Kräfte der Zerstörung
aktiv fördert, mit denen wir uns angeblich im
Krieg befinden.

Dieser berüchtigte Film oder besser dieser Aus-
schnitt aus ihm, in dem der Prophet Mohammed
herabgewürdigt wird, ist von allen möglichen Sei-
ten benutzt worden. Er ist von den örtlichen re-
ligiösen und politischen Führern benutzt wor-
den, um ihre Unterstützung zu verstärken, die
auf der Mobilisierung von Demonstrationen ba-
siert, und in einem Fall von einem pakistanischen
Minister, der ein Kopfgeld aufden Kopfdes Fil-
memachers auslobte. Mehr als zwanzig Menschen
wurden aufDemonstrationen gegen den Film
und die vermeintliche Beleidigung in Pakistan
getötet. Es ist nicht sehr schwer, angesichts der
Tracht Prügel, die das Land durch das US-Mili-
tär erhält (1 ) , eine Anti-US-Demonstration in
Pakistan aufzuziehen. Andererseits hat sich die
ganze Auseinandersetzung rund um den Film
(bzw. seinen Trailer) zu einer Verteidigung „un-
serer Lebensweise“, der „Freiheit“ und der „Mei-
nungsfreiheit“ mit Salman Rushdie und vielen
anderen Künstlerpersönlichkeiten, zu einem De-
mokratiebekenntnis ausgewachsen.

Es gibt hier einen weiteren, wachsenden Faktor
des Zerfalls des Kapitalismus, den die IKS aus-
führlich analysiert hat: die historische Schwä-

chung des US-Imperialismus nach dem Zusam-
menbruch seines russischen Feindes und dem
Auftauchen einer „Neuen Weltordnung“ 1990.
Die zentrifugalen Tendenzen eines imperialisti-
schen Jeder-für-sich-selbst stellen die US-Vor-
herrschaft vor wachsenden Herausforderungen.
Die Beziehungen zwischen den USA und Israel
kühlen sich immer weiter ab, und wer braucht
schon Feinde, wenn er, wie die USA, Verbünde-
te wie Pakistan hat? Trotz der scheinbaren Wie-
derannäherung gibt es Spannungen zwischen den
USA und der Türkei und ihrer Rolle in der Re-
gion. Auch die Regierungen des Irak und Afgha-
nistans neigen dazu, ihren eigenen Weg zu ge-
hen; trotz 1 ,2 Milliarden Dollar teuren
„Zuwendungen“ pro Jahr weigerte sich Obama
vor einer Woche, Ägypten als einen „Verbünde-
ten“ zu bezeichnen. Und trotz enormer, nicht
nachlassender, hochrangiger diplomatischer Be-
mühungen wird die „Asien/Pazifik-Vision“ der
USA bereits ernsthaft von den Aktionen des chi-
nesischen Imperialismus untergraben. Der „Tri-
umph der Befreiung Libyens“, dessen Geruch
immer ranziger wird, ist ein weiteres Beispiel für
die – einstweilige - Schwächung des US-Impe-
rialismus und seiner französischen und britischen
Alliierten und eine weitere Drehung an der Spi-
rale des imperialistischen Chaos, der Instabilität
und des Krieges.

Baboon, 25.09.2012 (Übersetzung aus dem
Englischen)

(1) Gestern gab es einen Bericht von Stanford
und den New Yorker Universitäten, demzufolge
US­Drohnenangriffe in den pakistanischen
Stammesgebieten eine „Todesrate“ von gerade
einmal zwei Prozent unter den Gotteskriegern
erzielen, und der letzte Trick besteht nun darin,
einige Zeit nach dem ersten Angriff eine weite­
re Hellfire­Rakete hinterherzuschicken. Dies
war ursprünglich eine terroristische Taktik, um
Rettungskräfte, Angehörige und besorgte
Passanten zu treffen. Sie sind eine wahre Ter­
rorwaffe, in ihrem Ausmaß schlimmer als die V
1­Raketen der Nazis. Sie sind alltäglich in der
Luft sichtbar und jede Nacht zu hören. Jede
Versammlung, Hochzeit, Feier, was auch im­
mer, ist ein potenzielles Ziel. Dies ist ein weite­
res Beispiel dafür, dass die Obama­Administra­
tion selbst die kühnsten Träume der
Neokonservativen übertrifft. Derzeit läuft im bri­
tischen Fernsehen ein Werbespot der Luftwaf­
fe, in dem die Lüge aufgetischt wird, dass es
keine zivilen Opfer gebe. Andererseits sind das
britische Militär und die Medien hinsichtlich
der steigenden Zahl von Opfern britischer
Drohnenangriffe kurz angebunden.

Verfolgt unsere
Website, hier findet
ihr weitere Artikel
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Patriot-Stationierung: Der deutsche Imperialismus mischt mit
Die Anforderung durch die Türkei von
Unterstützung durch die Nato und der
Stationierung von Patriot-Raketen wirft ein
grelles Licht sowohl auf die Ambitionen der
Türkei als auch auf die wachsende Rolle der
Bundeswehr bei den verschiedenen
Konfliktherden weltweit.

Seit dem Ende der Ost-West-Konfrontation
versucht die Türkei systematisch ihre
Vormachtstellung im Nahen und Mittleren Osten
auszubauen. Gegenüber den Ländern des
„arabischen Frühlings“ ist Ankara bestrebt, als
„säkulare“, „moderne“, „demokratische“,
wirtschaftlich erfolgreiche (islamische) Macht
eine Führungsrolle zu übernehmen. Dies treibt
die Türkei notwendigerweise in einen Konflikt
mit Israel, mit dem sie zuvor als Verbündeter der
USA intensiv militärisch zusammengearbeitet
hatte. Auch die Hamas lobte im jüngsten
Konflikt mit Israel die Unterstützung durch die
Türkei. Die Türkei hat gegenüber dem Assad-
Regime in Syrien eine große Kehrtwende
vollzogen. Nach anfänglich engen Beziehungen
- insbesondere zwischen dem türkischen
Präsidenten Erdogan und dem Assad-Clan - trat
die Türkei kurz nach Beginn der Kämpfe als
Schutzherr der syrischen Zivilbevölkerung auf.
Tatsache ist, dass die Türkei ein Großteil der auf
mehr als Hunderttausend angewachsenen Zahl
syrischer Flüchtlinge, die entweder schon aus
Syrien geflüchtet sind oder versuchen in die
Türkei zu gelangen, entweder in
Flüchtlingslagern festsetzt oder sie durch
verstärkte Kontrollen im Grenzgebiet auf
syrischem Gebiet selbst zurückhält. Und welch
große „Schutzmacht“ die Türkei für die kurdische
Bevölkerung ist, hat sie jahrelang unter Beweis
gestellt. In Wirklichkeit hofft die Türkei, im Falle
eines Sturzes des Assad-Regimes und eines
eventuellen Auseinanderbrechens Syriens ein
Beutestück aus syrischem Territorium
herausreißen zu können.

Nachdem sich die syrische Opposition Mitte
November neu formiert und eine Exilregierung

ernannte hatte, die ihr Hauptquartier in
Nordsyrien errichten möchte, deutet sich eine
Intensivierung der Kampfhandlungen entlang der
syrisch-türkischen Grenze an. Bislang verfügt die
syrische Luftwaffe noch über die Lufthoheit im
Grenzgebiet. Flugverbotszonen würden das
Assad-Regime entscheidend schwächen. Diese
Flugverbotszonen werden vom türkischen und
amerikanischen Militär im Augenblick als eine
wichtige Stufe in der Militärstrategie der Assad-
Gegner vorbereitet. Die Durchsetzung solcher
Flugverbotszonen ist aber nur mit entsprechend
hochentwickelten NATO-Waffen denkbar.
„Patriot"-Radaranlagen würden es ermöglichen,
syrische Hubschrauber und Kampfflieger zu
erfassen. Unter den NATO-Mitgliedsländern
besitzen nur die USA, die Niederlande und
Deutschland solche Waffensysteme.

Die Stationierung von "Patriot"-Raketen wäre
auch deshalb von besonderer Brisanz, weil die
PKK im Windschatten des Syrienkrieges ihre
separatistischen Aktivitäten ausgeweitet hat. Das
Assad-Regime hat die kurdischen Nationalisten
im Norden Syriens längst nicht mehr im Griff.
Weil PKK-nahe Kräfte im Norden Syriens nahe
der Grenze zur Türkei die Zügel an sich gerissen
haben, muss Ankara ein weiteres Anwachsen des
kurdischen Separatismus und damit eine
Destabilisierung im türkischen Grenzgebiet zu
Syrien durch kurdische Nationalisten fürchten.
Seitdem legt das türkische Militär wieder eine
härtere Gangart gegenüber der PKK an den Tag.
Die entlang der syrisch-türkischen Grenze von
Ankara gewünschten Patriot-Raketen wären somit
im Kampfgebiet zwischen PKK und Ankara
stationiert.

Auch wenn die Türkei sich nun als Opfer
syrischer Raketen- und Granatenangriffe darstellt,
ist Ankara selbst längst zum Kriegstreiber in der
Region geworden. Die zu erwartende Eskalation
in der Region – sowohl im Konflikt mit Syrien
als auch mit den Kurden – bekommt mit der
türkischen Anforderung von NATO-Truppen
eine neue Dimension.

Dass dabei Deutschland und seine High-Tech-
Waffen eine neue Rolle übernehmen soll, ist
keineswegs verwunderlich. Zum einen ist
Deutschland im Mittelmeerraum insgesamt,
insbesondere aber im südöstlichen Mittelmeer
gegenüber Griechenland mit all seinen
finanziellen und wirtschaftlichen Druckmitteln
schon längst zur Ordnungsmacht aufgestiegen.
Militärisch würde Deutschland mit dem Einsatz
der Patriot-Waffen eine weitere Stufe in der
imperialistischen Hierarchie erklimmen.

Des Weiteren steht dieser Schritt in Kontinuität
mit der vom deutschen Imperialismus seit den
1990er Jahren systematisch eingeleiteten Wende.
Mit der Beteiligung der Bundeswehr im
Balkankrieg und der Bombardierung Serbiens
hatte Rot-Grün kurz nach ihrer Machtübernahme
1999 schon ein historisches Kapitel beendet. Die
deutsche „Isolation“, d.h. Nichtbeteiligung an
wichtigen Kriegseinsätzen der Nato, war
überwunden worden. Und seitdem mischt die
Bundeswehr in unterschiedlicher Stärke bei
nahezu jedem Konflikt weltweit mit. In
Afghanistan hat die Bundeswehr das zweitgrößte
Kontingent nach den USA stationiert. Am Horn
von Afrika beteiligt man sich aufhoher See und
unterstützt auch in den Küstengebieten die Jagd
auf Piraten. Vor der libanesischen Küste sind
Horchboote der Marine im Einsatz. Im Kosovo
sind weitere Truppen stationiert. Und was Mali
angeht, so soll nun auch deutsches Militär „Hilfe“
bei dem Versuch leisten, diesen
auseinanderbrechenden Staat zu stabilisieren. Im
jüngsten Konflikt zwischen Israel und Hamas
konnte Deutschland seine besondere
„Verantwortung“ gegenüber Israel in die
Waagschale werfen. Deutschland hat zudem Israel
die für einen Militärschlag gegen den Iran
wichtigen U-Boote geliefert. Bereits 1991 , im
ersten Golfkrieg, hat die Bundeswehr Israel
Patriot-Batterien ausgeliehen, um damit irakische
„Scud“-Raketen abzufangen. Aufgrund seiner
besonders guten Beziehungen zu Israel und den
palästinensischen Behörden versuchte der

deutsche Außenminister Westerwelle, sich als
Vermittler zu profilieren.

Beim Militäreinsatz westlicher und anderer
Staaten unter US-Führung in Libyen vor mehr
als einem Jahr hatte sich Deutschland aus
taktischen Gründen nicht beteiligt. Erstens ist
Libyen strategisch nicht so wichtig wie die viel
bedeutsamere Region des Nahen und Mittleren
Ostens. Zweitens hätte man sich im Libyen-
Feldzug der westlichen Mächte angesichts der
militärischen Schwäche der Bundeswehr dem
Kommando insbesondere der USA, Frankreichs
und Großbritanniens unterwerfen müssen. Dies
hätte zu einem Gesichtsverlust des deutschen
Imperialismus geführt. Im Fall des jetzt
angeforderten Einsatzes von Patriot-Batterien
kann man sich aufdie Nato-Strukturen berufen,
in denen natürlich die USA eine führende Rolle
spielen und auch der türkische Präsident Erdogan
das Oberkommando über die
Bundeswehrtruppen beansprucht. Für die
strategischen Planer des deutschen Militärs geht
es darum, ihr Operationsgebiet auszudehnen und
wichtige Erfahrungen in solchen Kampfeinsätzen
zu sammeln. Da die Assad-Regierung zur Zeit
besonders entschlossen von dem Putin-Regime
unterstützt wird, geht man mit dem Einsatz von
deutschen Soldaten in der Türkei zwar ein
weiteres besonderes Wagnis ein, werden sich doch
die Reibereien mit dem heftig Widerstand
leistenden russischen Imperialismus verstärken.
Dabei ist Deutschland im Vergleich zu anderen
westlichen Staaten das Land, das beste, ja
besonders privilegierte Beziehungen zu Russland
unterhält. Aber die gesamte Gemengelage im
Nahen und Mittleren Osten lässt es aus der Sicht
des deutschen Imperialismus nicht zu, den
anderen Rivalen wie den USA, Frankreich oder
GB das Feld zu überlassen. Dass der Einsatz von
Patriot-Batterien aber nur eine Stufe zu einer
weiteren Eskalation ist, verschweigt das deutsche
Kapital tunlichst.

Di. 23.11.12

„Supersturm“ Sandy: Der Zorn von Mutter Natur oder die
Irrationalität der herrschenden Klasse?
Überall in der Welt haben die
Menschen die Bilder der zerstörten und
verwüsteten Küstenstädte mit
Hunderttausenden von obdachlosen
Menschen gesehen – allein in New York
City waren es 40.000. Sie riefen die
Erinnerung wach an den Wirbelsturm
Katrina 2005. Jedes Mal werden
dieselben Fragen gestellt: Warum wird
trotz des wachsenden Bewusstseins über
die Wechselwirkung zwischen der
globalen Erwärmung, dem steigenden
Meeresspiegel, wechselnden
Meeresströmungen und
Wetterphänomenen sowie immer
häufigeren und stärkeren Stürmen
nichts getan, um zu vermeiden, dass
dem Schaden, der erwartet wird, noch
weitere Katastrophen hinzugefügt
werden? Warum werden die
Evakuierungen vor dem Sturm nicht
besser geplant und organisiert?

Die Vorbereitungen vor dem Sturm:
Die Bourgeoisie ist untaugl ich zum
Herrschen
Seit der Krise, die von der Reaktion auf den
Wirbelsturm Katrina 2005 ausgelöst wurde, hatte
sich die herrschende Klasse entschlossen, das
Image ihres Staates wieder aufzupolieren. Bei dem
Versuch, das Vertrauen der Massen in ihren
Apparat wiederherzustellen, muss sie die Idee
eines Staates entwerfen, der in der Lage ist, das
Wohlergehen seiner Bevölkerung sicherzustellen.

Doch schon eine schnellere und bessere
Kommunikation zwischen den vielen Behörden,
die damit beauftragt waren, vor den potenziellen

Gefahren eines Sturmes zu warnen, ist eine
Aufgabe, die den kapitalistischen Staat
offensichtlich vor unüberwindliche Hindernissen
stellt. Laut Bryan Norcross, einem hoch
geachteten Meteorologen, machte die Nationale
Ozeanische und Atmosphärische Administration
(NOAA) „hervorragende Vorhersagen. Ihre
Vorhersagen über die Windstärke waren im
Grunde genommen perfekt, und ihre
Sturmflutvorhersage für New York City war so
gut, wie sie dieser Tage nur sein kann.“ In der Tat
können bereits eine Woche, bevor sie aufs Land
treffen, ziemlich genaue Vorhersagen über
potenziell zerstörerische Stürme gemacht werden.
Doch das National Hurricane Center entschied
sich, erst einen Tag vor seinem Eintreffen auf
Land eine Sturmwarnung zum Wirbelsturm
Sandy herauszugeben, weil es Informationen
erhalten hatte, wonach der Sturm seinen Kurs
ändern und sich zu einem tropischen Sturm
abschwächen könnte. Als klar wurde, dass der
Sturm nicht seinen Kurs ändert und sich auch
nicht abschwächt, gab es für die Menschen nicht
genug Zeit, um sich entsprechend vorzubereiten.
In Anbetracht des Ausmaßes des Sturms und der
Tatsache, dass er sich in Richtung des am
dichtesten bevölkerten Landesteil zubewegte, war
es auf Seiten der Behörden und Obrigkeiten nicht
wirklich vernünftig zu entscheiden, die
Sturmwarnung nicht früher herauszugeben.

Jedoch kann die Entscheidung, erst einen Tag vor
dem Eintreffen des Sturms eine Warnung
herauszugeben, nicht allein mit der
verknöcherten Bürokratie erklärt werden. Es
öffnet auch den Blick auf die ruinierte
Infrastruktur der kapitalistischen Metropolen und
wirft die Frage auf, welche Lösung, falls
überhaupt, die Herrschenden haben, um mit

solchen Stürmen in Zukunft fertig zu werden. Es
scheint unter den gegenwärtigen Bedingungen
der urbanen „Entwicklung“ im Kapitalismus aus
mehreren Gründen unmöglich, einen
vernünftigen Schutz und einen
Flächenevakuierungsplan zu organisieren: 1 . die
schiere Anzahl von Menschen, die in diesen
Gebieten leben; 2. der Mangel an einer
Infrastruktur, die für die Evakuierung und
Unterbringung der Menschen nach einem
solchen Sturm erforderlich ist; 3. die Zerstörung
der natürlichen Umwelt und die fortgesetzte
Verstädterung in Gebieten, die für die
Besiedelung ungeeignet sind; 4. die Verausgabung
finanzieller, humaner, technologischer Ressourcen
für militärische Zwecke.

Nun wo Supersturm Sandy wütete und
jedermann realisierte, wie verwundbar die City
und Millionen ihrer Einwohner sind, beginnt die
unvermeidliche Kakophonie darüber, was in
Zukunft zu tun ist, von neuem. Einige dieser
Vorschläge sind ziemlich interessant und kreativ.
Sie zeigen, dass die Menschheit auf der
technologischen und wissenschaftlichen Ebene
die potenzielle Fähigkeit entwickelt hat, die
Wissenschaft in den Dienst der menschlichen
Bedürfnisse zu stellen. Rund um St. Petersburg
in Russland, Providence, Rhode Island und an
der niederländischen Küste sind Sturmflutwehren
gebaut worden. Das technologische Know-how
ist vorhanden. Auch was die geographischen
Besonderheiten von New York City anbetrifft, ist
es nicht unmöglich, dass eine technologische
Lösung gefunden wird. Doch angesichts der
Realität der Wirtschaftskrise ist es nicht an den
Haaren herbeigezogen, wenn man davon ausgeht,
dass New York City eher auf das ausweichen
wird, was die Ingenieurswissenschaft „Resilienz“

nennt, ein System, das kleinteilige Interventionen
vorsieht, wie die Einrichtung von Schleusentoren
an Kläranlagen und die Anhebung des
Bodenniveaus in bestimmten Gebieten von
Queens. In Anbetracht dass New York City ist
Multimillionen-Stadt ist, die Teile der
Weltwirtschaft am Laufen hält und deren
Infrastruktur sehr komplex, alt und umfangreich
ist, widersprechen kleine Eingriffe dieser Art
jedoch dem gesunden Menschenverstand.

Die Folgen des Sturms: Wir sind
auf uns gestel lt
Präsident Obama erblickte im Wirbelsturm
Sandy eine Gelegenheit, den Disput zwischen
dem konservativen und dem liberaleren Flügel
der herrschenden Klasse über die Rolle der
Regierung neu aufzuwärmen. Es ist behauptet
worden, dass die Reaktion der gegenwärtigen
Administration wirksamer gewesen sei als die
Reaktion der Bush-Administration im Anschluss
an den Wirbelsturm Katrina. Die Bilder vom
Convention Center in New Orleans, wo
Tausende tagelang gestrandet waren und wo die
entsetzlichsten Bedingungen geherrscht hatten,
sind den Bildern von der Nationalgarde
gegenübergestellt worden, die einen Tag nach
dem Sturm in Hoboken, New Jersey, eintraf, um
Nahrungsmittel und Wasser zu verteilen und
gestrandete Anwohner zu bergen. Die Botschaft
war klar: Die Regierung ist da, um den
Menschen in Not zu helfen, und kann einen
besseren Job verrichten, wenn Demokraten am
Ruder sind.

Doch jeder kann die Nachrichten lesen, um sich
ein Bild von den katastrophalen Bedingungen zu
machen, unter denen Hunderttausende von
Menschen noch zwei Wochen nach dem Sturm
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Die IKS hält regelmäßig öffentliche Diskussionsveranstaltungen in Köln und
Zürich ab. Darüber hinaus könnt ihr uns einladen oder euch mit uns treffen.
Wir machen sowohl Veranstaltungen mit festen Thema, in denen wir eine
Einleitung für die Diskussion machen, als auch Veranstaltungen, in denen die
Teilnehmer/innen Themen für die Diskusison vorschlagen können. Ort und
Datum erfahrt ihr am besten über unseren Newsletter und unsere Website.

Jahresabo:

6 x WELTREVOLUTION & 2 x INTERNATIONALEN REVUE 20 Euro/ 40 sFR.
Förderabo:

6 x WELTREVOLUTION & 2 x INTERNATIONALE REVUE sowie alle erscheinenden Broschüren,
Flugblätter und Einladungen zu unseren Veranstaltungen 25 Euro/ 50 sFr.

Abo Plus:

Leser/innen, die die IKS-Presse neben dem eigenen Abo weiterverkaufen wollen, bestellen:

a) Abo + je 2x WELTREVOLUTION & 1x INTERNATIONALE REVUE 25 Euro/ 50 sFr.

b) Abo + je 4x WELTREVOLUTION & 1x INTERNATIONALE REVUE 30 Euro/ 60 sFr.

1 . Abo auswählen

2. Zahlungsweise: Briefmarken (innerhalb Deutschlands) oder bar- Betrag beifügen

2. Bestellung postalisch an die unten stehenden Adresse schicken (Postfach)

Übrigens können - soweit noch vorhanden - auf diese Weise ebenso ältere Aussagen der
WELTREVOLUTION und der INTERNATIONALEN REVUE bestellt werden, bei größeren
Bestellungen verbilligt

Schreibt an die folgende Adresse, bitte nur wie folgt:

Postfach 221 6, CH-8026 Zürich
Wenn ihr Interesse an Diskussionen oder aber Fragen, Feedback, Anregungen usw. habt, dann
schreibt uns einfach unter:

deutsch@internationalism.org ODER schweiz@internationalism.org
Schaut auch regelmäßig aufunsere Website für neueste Veröffentlichungen:

http: //www.internationalism.org

DEUTSCHLAND: Aachen: Pontstr. 39;
Berlin: Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2,
Manteuffelstr. 96, Weydinger Str. 14-16,
Rungestr. 20; Bochum: Universitätsstr. 26;
Bonn: Breitestr. 76; Braunschweig:
Bültenweg 87; Bremen: Bula am Ostertor,
Fehrfeld 60; Bielefeld: Bula Eulenspielgel,
Hagenbruchstr. ; Dortmund: Taranta,
Humboldtstr. 44; Düsseldorf: Bilabuze,
Aachenerstr. 1 ; Frankfurt: Karl-Marx-Bula,
Jordanstr. 1 1 ; Freiburg: jos fritz bücher,
Wilhelmstr. 1 5; Hamburg: Bula Nautilus;
Friedensallee 7-9; Hannover:
Intermationalismus Bula,
Engelbostelerdamm 10; Karlsruhe: Der
andere Buchladen, Marienstr. 1 5; Köln: Der
andere Buchladen, Weyertal 32-34;
Nürnberg: Bauerngasse 14; ÖSTERREICH:
Wien: ÖGB Fachbuchhandlung Rathausstr.
21 , Lhotzkys Literaturbuffet, Taborstr.28;

SCHWEIZ: Basel: Buchhandlung Waser,
Rühmlinstr. 17; Plattfon, Lindenbergstr. 23;
Bern: Reithalle, Schützenmatte; Fribourg:
Lindwurm, 41 Rue de Lausanne; Genf:
Librairie du Boulevard, 34 Rue de Carouge;
Lausanne: Librairie BASTA, Petit-Rocher 4;
Lugano: CSOA al Molino, Stadio-primo la
Stampa, Molino Infoshop, Area ex Macello,
Viale Cassarate 8; Luzern: Buchmattstr.26;
Schaffhausen: Webergasse 13; St. Gallen:
Comedia, Katharinengasse 20; Winterthur:
Atropa, Kirchplatz 2; Infoladen Rabia,
Bachtelstr. 70; Zürich: Buchhandlung am
Helvetiaplatz, Stauffacherstr. 60;
Buchhandlung Paranoia City, Bäckerstr. 9;
Kasama, Militärstr. 87a; Aufbau,
Kanonengasse 35; UNGARN: Budapest:
Gondolkodó, Logodi utca 51 , H 1012
Budapest.

Es fand eine grosse Bankenkonzentration statt.
Da 2007/2008 die Banken selber vom Staat
gerettet werden mussten, ist eine solche
Stabilisierungsaktion seitens der Banken heute
undenkbar.

Seit einiger Zeit ist ein Umbruch in der
schweizerischen Bankenlandschaft in Gang.
Dieser Umbruch ist nicht freiwillig
vonstattengegangen, sondern findet unter stetig
erhöhtem Druck der grösseren kapitalistischen
Haifische statt.

Seit der sog. Finanzkrise 2007 ist festzustellen,
dass die verschiedenen Länder darauf bedacht
sind, die Steuerflucht besser in den Griff zu
bekommen. Gegenseitig werfen sich die Schweiz
und die sie attackierenden Länder wie die USA,
Deutschland, Frankreich, Italien usw. illegale
Praktiken vor.

Beispielsweise gab die französische Ex-
Finanzministerin und heutige Chefin des IWF,
Lagarde. eine Liste über steuerhinterziehende
Millionäre an Griechenland weiter, aus der
deutlich wurde, dass ein beträchtlicher Teil dieser
Gelder in der Schweiz geparkt wurde. Pikantes
Detail: die damals regierenden Sozialdemokraten
haben diese Liste nie gegen ihre Steuersünder
verwendet. Die verschiedenen Skandale um die
illegal erworbenen CD’s mit Informationen über
Steuersünder aus Deutschland und Frankreich
sind hinlänglich bekannt. Das ist im Übrigen
auch keine neue Praxis dieser Länder. Schon seit
Anfang des 19. Jahrhunderts operieren diese und
andere Länder mit geheimdienstlicher
Informationsbeschaffung gegen die Banken. Neu
ist, dass seit dem Zusammenbruch des Ostblocks
die Toleranz gegenüber den Praktiken der
Schweizer Banken gesunken ist. So drohen die
USA immer wieder mit einem Ausschluss der sich
nach ihren Gesetzen strafbar machenden
Schweizer Banken aus dem US-Finanzmarkt,
wenn diese nicht die Informationen über
Steuerflüchtlinge an die US-Justizbehörden
weitergeben. Die Reaktion der herrschenden
Klasse in der Schweiz war diesmal prompt:
Anders als in der Vergangenheit gewährte sie den
USA Einsicht in verdächtige Akten, was faktisch
eine Beugung der herrschenden Rechtsprechung
in der Schweiz ist und einer Aufweichung des
Bankgeheimnisses gleichkommt. Auch
Deutschland lässt nicht locker; am 23. November
wurde das bilaterale Steuerabkommen, das der
deutsche Finanzminister Schäuble mit der
Schweizer Regierung ausgehandelt hatte, vom
deutschen Bundesrat, der Länderkammer,
mehrheitlich abgelehnt. All diese Angriffe deuten
darauf hin, dass die Schweiz, die während der
Ost/West-Blockkonfrontation einen gewissen
Freiraum genoss, in der aktuellen Situation
parieren muss, wenn sie nicht mit ernsteren

Konsequenzen rechnen will.

Die UBS hat das heute schon begriffen; nur so
lässt sich erklären, warum der neue Konzernchef
Ermotti in verschiedenen Interviews gesagt hat,
dass das Bankgeheimnis in der Schweiz keine
Zukunft mehr hat.

Letztlich sind die Stabilität und der gute Rufdas
wichtigere Merkmal für gute Bankgeschäfte.
Durch die Eurokrise hat die Schweiz wieder an
Attraktivität gewonnen. Nach Presseangaben
verliert die Schweiz bis 2014 ca. 200 Milliarden
Euro. Es werden aber schon wieder neue
Bankgeschäfte und Steuereinnahmen generiert,
beispielsweise durch die internationalen
Rohstoffkonzerne oder Coca Cola, die vom
niedrigen Steuersatz angelockt werden.

Diese ganze Entwicklung ist aber höchst
fragwürdig, da die für das kleine Land Schweiz
viel zu grossen Banken im Falle einer künftigen
Banken- oder Finanzkrise arg gebeutelt werden.
Zusätzlich kommt die Hypothekenblase, die den
Finanzsektor noch mehr aufbläst und fragilisiert.
Letztlich ist für die Schweiz auch das ständige
Aufkaufen von Fremd- vor allem Eurowährung,
damit der Frankenkurs nicht ständig steigt, eine
Zeitbombe. Wie die USA druckt sie einfach
Geld, aber der Unterschied ist, dass der Franken
keine Weltwährung ist und die Schweiz daher bei
einer Verschärfung der Krise eines der am
meisten gefährdeten Länder ist. Dass sie trotzdem
noch so ein hohes Ansehen in Industrie- und
Finanzkreisen geniesst, ist schwer verständlich
und langfristig gesehen ziemlich irrational. Das
ist aber eine weitere Tendenz, die der
Kapitalismus immer stärker an die Oberfläche
bringt. Die Irrationalität, die Anfang des 20.
Jahrhunderts mit staatskapitalistischen
Massnahmen eingedämmt werden sollte, hat zu
zwei Weltkriegen und einer fast 50-jährigen
Ost/West-Blockkonfrontation geführt. Der
weitere Zerfall der kapitalistischen Gesellschaft
manifestiert sich auch durch ständig
verschärfende Wirtschaftskriege, wie sie jetzt mit
dieser Anekdote um das Bankgeheimnis auftritt.
Zu vermuten ist aber, dass es nicht bei so einem
relativ harmlosen Wirtschaftskrieg bleiben wird.

Die Arbeiterklasse sollte sich nicht hinter die
jeweiligen ideologischen Konstrukte - hier die
„gierigen Schweizer Banken“, dort die
„arroganten Amerikaner und Deutschen“ -
stellen. Dies sind nur die jeweiligen Ideologien,
welche die herrschenden Klassen eines jeden
Landes vorbringt, um die wahren Ursachen der
Krise zu verschleiern. Die eigenen Interessen als
ausgebeutete Klasse wahrzunehmen heisst, den
Klassenkampf gegen die gesamte Bourgeoisie,
gegen dieses marode und immer irrationaler
werdende System führen.
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Folgende Abos stehen zur Auswahl:

Und so geht's zur Bestel lung:

hausen. Von der Wiedereröffnung der Schulen,
die als Schutzräume dienen, über die
Stromengpässe in ganzen Landstrichen bis hin
zur Rationierung von Treibstoff– die Tatsachen
zeigen, dass die herrschende Klasse und ihr
überbordender bürokratischer Staatsapparat in
eine Sackgasse gelandet sind und unfähig sind,
sich effizient und sinnvoll den dringenden und
langfristigen Bedürfnissen der Bevölkerung
zuzuwenden.

Aber wir schließen daraus nicht, wie es die
rechten Konservativen tun, die Regierung durch
Wohltätigkeiten zu ersetzen und die Menschen
zu veranlassen, für die schlechten Tage zu sparen.
Dies würde die Massen an die Launen der
herrschenden Klasse ketten, indem sie entweder
vom Großmut philanthropischer und religiöser
Organisationen oder vom Schwanken des
kapitalistischen Marktes zwischen Zeiten der
Vollbeschäftigung und der Arbeitslosigkeit
abhängig gemacht werden. Dies trägt nicht zur
Hebung des Bewusstseins der ausgebeuteten
Massen aus der Resignation gegenüber dem
Ausbeutungssystem bei, dem sie unterworfen
sind, da es keinen Unterschied macht, ob wir
direkt vom Staat oder vom Markt oder vom

einzelnen Kapitalisten, der durchaus auch ein
Philanthrop sein kann, unterdrückt und
ausgebeutet werden. Was unserer Auffassung
nötig ist, ist die revolutionäre und autonome
Aktion der Massen mit dem Ziel, die politische
Macht zu ergreifen. Dies ist der einzige Weg, um
sicherzustellen, dass all wichtigen
Entscheidungen im Interesse dessen getroffen
werden, was getan werden muss, um die
Ressourcen der Gesellschaft für die eigenen
Bedürfnisse der Gesellschaft zu schaffen, zu
verwalten, auszuliefern und zu verteilen, und
nicht für die Bedürfnisse des Profits, des Kapitals,
der Regierung oder der Philanthropen.

Es ist die Bevölkerung, die – wahrscheinlich
gewitzt aus den Erfahrungen der jüngsten
klimatischen Ereignisse, dass die herrschende
Klasse und ihre vielfältigen Behörden, wie die
FEMA, nicht helfen bzw. nicht genug oder
schnell genug helfen – ihre Ressourcen, ihre
Zeit, ihr Geld zur Verfügung stellt. Dies zeigt das
fundamentale und bedeutende Gespür für die
Identität, die unter den Ausgebeuteten existiert,
und dass es sie sind, die das Potenzial besitzen,
eine neue Welt zu schaffen.

Ana, 10. November 2012
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UNSERE POSITIONEN
– Seit dem 1 . Weltkrieg ist der Kapitalismus ein
dekadentes gesellschaftliches System. Zweimal
hat er die Menschheit in einen barbarischen Zy-
klus von Krise, Weltkrieg, Wiederaufbau, neue
Krise gestürzt. In den 80er Jahren ist er in die
letzte Phase seines Niedergangs eingetreten – die
seines Zerfalls. Gegenüber diesem unwiderrufli-
chen historischen Abstieg gibt es nur eine Alter-
native: Sozialismus oder Barbarei, kommunisti-
sche Weltrevolution oder Zerstörung der
Menschheit.

– Die Pariser Kommune von 1871 war der erste
Versuch des Proletariats, diese Revolution durch-
zuführen. Dies geschah jedoch zu einem Zeit-
raum, als die Bedingungen dafür noch nicht reif
waren. Nachdem diese Bedingungen aber mit
dem Eintritt des Kapitalismus in seine Dekadenz
geschaffen waren, stellte die Oktoberrevolution
1917 in Russland den ersten Schritt einer echten
kommunistischen Weltrevolution innerhalb ei-
ner internationalen Welle von revolutionären
Kämpfen dar, die den imperialistischen Weltkrieg
zu Ende brachte und mehrere Jahre fortdauerte.
Das Scheitern dieser revolutionären Welle, ins-
besondere in Deutschland von 1919–23 führte
dazu, dass die Revolution in Russland isoliert
blieb und schnell entartete. Der Stalinismus war
nicht das Ergebnis der russischen Revolution,
sondern ihr Totengräber.

– Die staatlichen Regime, die unter der Bezeich-
nung „sozialistisch“ oder „kommunistisch“ in der
UdSSR, in Osteuropa, China, Kuba usw. entstan-
den waren, waren nur besonders brutale Formen
einer weltweiten Tendenz zum Staatskapitalis-
mus, die typisch ist für die Niedergangsphase des
Kapitalismus.

– Seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts sind al-
le Kriege imperialistische Kriege in einem Todes-
kampf zwischen großen oder kleinen Staaten ge-
wesen, um eine internationale Stellung zu erobern
oder zu erhalten. Diese Kriege haben der Mensch-
heit nur Tod und Zerstörung in einem immer
größeren Ausmaß gebracht. Die Arbeiterklasse

muss dem ihre internationale Solidarität und den
Kampfgegen die Bourgeoisie in allen Ländern
entgegensetzen.

– All die Ideologien der „nationalen Unabhän-
gigkeit“, des „Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker“, unabhängig davon, ob sie unter einem eth-
nischen, historischen, religiösen oder sonstigen
Vorwand verteidigt werden, sind für die Arbeiter
ein wahres Gift. Indem sie für die eine oder an-
dere Fraktion der Bourgeoisie Partei ergreifen sol-
len, werden so die Arbeiter gegeneinander aufge-
hetzt und dazu getrieben, sich im Interesse der
Ausbeuter in den Kriegen zwischen diesen gegen-
seitig abzuschlachten.

– Im dekadenten Kapitalismus sind das Parla-
ment und die Wahlen zu einer einzigen Heuche-
lei geworden. Jeder Aufruf zur Beteiligung am
Wahlzirkus kann nur die Wirkung der Lügen ver-
stärken, mit der die Wahlen als eine „echte Alter-
native“ für die Ausgebeuteten darstellt werden.
Die Demokratie, die eine besonders heuchleri-
sche Herrschaftsform der Bourgeoisie ist, unter-
scheidet sich im Grunde nicht von den anderen
Formen der kapitalistischen Herrschaft, dem Sta-
linismus und dem Faschismus.

– Die Fraktionen der Bourgeoisie sind alle gleich
reaktionär. Alle sog. „sozialistischen“, „kommu-
nistischen“ Arbeiterparteien (jetzt die früheren
„Kommunisten“) , die Organisationen der extre-
men Linken (Trotzkisten, Maoisten, und Ex-
Maoisten, offizielle Anarchisten) stellen den lin-
ken Flügel des politischen Apparates des Kapitals
dar. All die Taktiken der „Volksfront“, der „anti-
faschistischen“ Front und der „Einheitsfront“, die
die Interessen des Proletariats mit denen einer
Fraktion der Bourgeoisie zusammenbringen wol-
len, dienen nur dazu, dass der Kampfder Arbei-
terklasse kontrolliert und in Sackgassen gelenkt
wird.

– Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine De-
kadenz sind die Gewerkschaften überall zu Or-
ganen der kapitalistischen Ordnung innerhalb
der Arbeiterklasse geworden. Die gewerkschaft-
lichen Organisationsformen, ob die „offiziellen“
oder die „Basisgewerkschaften“, dienen nur da-

zu, die Arbeiterklasse zu kontrollieren und ihre
Kämpfe zu sabotieren.

– Um ihre Kämpfe erfolgreich durchzuführen,
muss die Arbeiterklasse ihre Kämpfe zusam-
menschließen, indem sie deren Ausdehnung und
Organisierung selbst in die Hand nimmt. Dies
geschieht mittels selbständiger Vollversammlun-
gen und Komitees von Delegierten, die jeweils
jederzeit von diesen Versammlungen gewählt und
abgewählt werden können.

– Der Terrorismus ist in keiner Hinsicht ein Mit-
tel des Kampfes der Arbeiterklasse. Als Ausdruck
der geschichtlich zukunftslosen gesellschaftlichen
Schichten und des Zerfalls des Kleinbürgertums
liefert der Terrorismus, wenn er nicht direkt ein
Mittel des ständigen Krieges zwischen den Staa-
ten ist, immer einen Nährboden für die Mani-
pulationen der Bourgeoisie. Indem er für die ge-
heimen Aktionen von kleinen Minderheiten
eintritt, steht er im totalen Gegensatz zur Klas-
sengewalt, die sich aufHandlungen einer bewuss-
ten und organisierten Masse des Proletariats
stützt.

– Die Arbeiterklasse ist die einzige Klasse, die da-
zu in der Lage ist, die kommunistische Revoluti-
on durchzuführen. Der revolutionäre Kampf
führt die Arbeiterklasse notwendigerweise zu ei-
ner Konfrontation mit dem kapitalistischen Staat.
Um den Kapitalismus zu zerstören, muss die Ar-
beiterklasse alle Staaten zerstören und die Dikta-
tur der Arbeiterklasse aufWeltebene errichten:
die internationale Macht der Arbeiterräte, die das
gesamte Proletariat umfassen.

– Die kommunistische Umwandlung der Gesell-
schaft durch die Arbeiterräte bedeutet weder
„Selbstverwaltung“ noch „Verstaatlichung“ der
Wirtschaft. Der Kommunismus erfordert die be-
wusste Abschaffung der kapitalistischen Gesell-
schaftsverhältnisse durch die Arbeiterklasse: die
Lohnarbeit, die Warenproduktion, die Landes-
grenzen. Dazu muss eine Weltgemeinschaft er-
richtet werden, deren ganze Aktivitäten aufdie
volle Befriedigung der menschlichen Bedürfnis-
se ausgerichtet sind.

– Die revolutionäre politische Organisation stellt
die Avantgarde des Proletariats, den aktiven Fak-
tor des Prozesses der Generalisierung des Be-
wusstseins innerhalb des Proletariats dar. Ihre
Rolle besteht weder in der „Organisierung der
Arbeiterklasse“ noch in der „Übernahme der
Macht“ in ihrem Namen, sondern aktiv an der
Vereinigung der Kämpfe mitzuwirken, dass die
Arbeiter die Kämpfe selbst in die Hand nehmen
und eine revolutionäre politische Orientierung
für den Kampfdes Proletariats aufgezeigt wird.

UNSERE AKTIVITÄT
– Die theoretische und politische Klärung der
Ziele und Mittel des Kampfes des Proletariats,
seiner geschichtlichen und unmittelbaren Bedin-
gungen.

– Die organisierte, vereinigte und auf internatio-
naler Ebene zentralisierte Intervention, um zum
Prozess beizutragen, der zu revolutionären Hand-
lungen der Arbeiterklasse führt.

– Die Umgruppierung der Revolutionäre im
Hinblick auf die Schaffung einer wirklichen
kommunistischen Weltpartei, die unabdingbar
ist für die Abschaffung der kapitalistischen Herr-
schaft und die Entwicklung hin zur kommunis-
tischen Gesellschaft.

UNSER URSPRUNG
– Die Positionen der revolutionären Organisatio-
nen und ihre Aktivitäten sind das Ergebnis der
vorherigen Erfahrungen der Arbeiterklasse und
der Lehren, die diese politischen Organisationen
aus der Geschichte gezogen haben. So beruft sich
die IKS aufdie Errungenschaften, die nachein-
ander erbracht wurden vom Bund der Kommu-
nisten (1847–52) um Marx und Engels, den drei
Internationalen (Internationale Arbeiterassozia-
tion 1864–72, Sozialistische Internationale
1889–1914, Kommunistische Internationale
1919–1928), den Linkskommunistischen Frak-
tionen, die in den 20er und 30er Jahren aus der
Dritten Internationale während ihres Niedergangs
hervorgegangen waren, insbesondere der Deut-
schen, Holländischen und Italienischen Linken.

Krise, imperialistische Spannungsfelder und die Schweizer
Banken – Der Versuch einer Bestandsaufnahme
In letzter Zeit sind die Schweizer
Banken stark unter Beschuss
gekommen, weil sie Steuerflüchtlingen
bisher Schutz gewährten. Deutschland
und die USA stehen an vorderster
Front, wenn es darum geht, Druck
gegen die Schweiz auszuüben. Wieso ist
das so?
Seit 1935 das Bankengesetz in der Schweiz
eingeführt wurde, gibt es eine lange Reihe von
politischen Anfeindungen und
Auseinandersetzungen mit anderen Ländern. Das
Bankengesetz war eine Folge der in allen
entwickelten Industrieländern seit Anfangs des
20. Jahrhunderts einsetzenden
staatskapitalistischen Entwicklung. Selbst in der
im Vergleich zu ihren Nachbarn Ländern
liberalen Schweiz war es notwendig geworden,
den Staat schon kurz vor dem Ersten Weltkrieg,
insbesondere aber nach der Weltwirtschaftskrise
von 1929 und der darauffolgenden Bankenkrise
1931 stärker als Regulativ und Kontrollorgan
einzusetzen. Durch die Abhängigkeit vom
deutschen Kapital traf die Krise einige zu dieser
Zeit wichtige Banken, die vom Staat gestützt
werden mussten (z.B. Schweizerische Volksbank).
Robert U. Vogler, ein Historiker der eng mit der
UBS und der Bankenwelt verbunden ist, erläutert
in seiner Broschüre Das Schweizer
Bankgeheimnis: Entstehung, Bedeutung, Mythos,
dass das Bankgeheimnis als Teil des damaligen
Bankengesetzes mehr ein Nebenprodukt dieser
Situation gewesen sei, als das es explizit zur
Anziehung fremdem Geldes ins Gesetz
aufgenommen wurde. Wir wollen hier nicht
weiter darauf eingehen, was der wirkliche Grund

der Kodifizierung des Bankgeheimnisses war,
sondern versuchen zu verstehen, warum gerade
heute dieser Konflikt mit dieser Heftigkeit
auftaucht.

Vom Gesichtspunkt des internationalen
Proletariats ausgehend, spielt das
Bankengeheimnis praktisch keine Rolle. Die
deutsche Sozialdemokratie hatte 1918, nachdem
sie von der deutschen Bourgeoisie im Anschluss
an die Novemberrevolution 1918 als Schutzwall
gegen die gegen den Kapitalismus anstürmende
Arbeiterklasse eingesetzt worden war, eine
verbalradikale Forderung nach kategorischer
Aufhebung des damalig noch existierenden
Bankgeheimnisses in Deutschland aufgestellt. Die
nach 1918/19 eingeleiteten Massnahmen gegen
die Steuerflucht und Kapitalverheimlichung
haben aber das grundsätzliche
Ausbeutungsverhältnis zwischen der Bourgeoisie
und dem Proletariat nicht aufgehoben. So haben
diese Massnahmen die Lage der
Arbeiter_innenklasse um keinen Deut verbessert,
vielmehr war es gerade die Sozialdemokratie in
Deutschland, die die revolutionär gesinnte
Arbeiterklasse mit grösster Brutalität
niederschlug. Eine solche protektionistische
Forderung, wie sie dann am konsequentesten in
den 30er Jahren von den Nazis umgesetzt wurde,
hatte überhaupt keinen Wert für das Proletariat
und nährte nur die Illusion, dass es einen
gerechten Kapitalismus geben könne. Wir sagen
dies in aller Ausdrücklichkeit, weil gerade heute
wieder die deutsche Sozialdemokratie an
vorderster Front gegen das Bankgeheimnis steht,
sehr wahrscheinlich um vergessen zu machen,
dass gerade sie es war, die mit den Hartz4-

Reformen die Bedingungen der Angestellten und
Arbeiterinnen in Deutschland massiv
verschlechtert hat. Ganz abgesehen davon, dass
die heutige Sozialdemokratie solche Forderungen
nur aufstellt, wenn sie gerade in der Opposition
ist, um danach sich wieder genauso zu verhalten,
wie es die vorherrschende Meinung in der
jeweiligen nationalen Bourgeoisie erforderlich
findet. Die markigen Sprüche eines Steinbrücks
über das Entsenden der Kavallerie gegen die
Schweiz oder erst kürzlich vom SPD-
Vorsitzenden Sigmar Gabriel ( „Was die machen,
ist eine bandenmässige Steuerhinterziehung“) ,
sind billige populistische Floskeln, um sich
wieder bei dem von ihnen geschlagenen und
geschundenen Proletariat einzuschmeicheln.
Dazu kommt noch, dass eine solche
Personifizierung allen kapitalistischen Übels auf
die (Schweizer)Banken Vorschub für
rechtsextreme Ideologen leistet, die dies dann
(wie schon in den 30er-Jahren) dankbar
aufgreifen und mit ihrer Sündenbocktheorie
verwursten.

Natürlich geht es uns auch nicht darum, die
Machenschaften der Schweizer Banken,
gleichgültig ob legal oder illegal, zu verharmlosen.
Im Gegenteil, das Bankensystem ist ein Teil des
Kapitalismus und trägt somit bei, die Ausbeutung
der Angestellten und Arbeiter ständig zu
verschärfen. Mit der Spiegelung der deutschen
und internationalen Propaganda um das
Bankgeheimnis und den Banken versucht die
Schweizer Bourgeoisie, die Arbeiter_innenklasse
hinter die Banken und den Staat zu scharen.
Neben dem ideologischen gibt es auch einen
realen Hintergrund, der die Herrschenden in der

Schweiz dazu veranlasst, ihren Finanzstandort
vehement zu verteidigen. Die Schweizer Banken
sind, gemessen an der Bevölkerungszahl aber vor
allem auch an der Wirtschaftsleistung insgesamt,
zu gross, um pleite zu gehen. Allein die UBS und
die CS hatten noch 2011 ca. eine 6-fache
Schuldenanhäufung, gemessen am Schweizer
Bruttoinlandprodukt: „Besonders extrem ist es
in der Schweiz, wo sich alleine die Schulden der
UBS auf fast das Vierfache der dortigen
Wirtschaftsleistung belaufen. Auch die
Außenstände der Credit Suisse belaufen sich auf
immerhin noch das Zweifache des
schweizerischen BIP. Zusammen also mehr als
das 6-fache des BSP“ (Die schweizerische
Schuldenbombe, Artur Schmidt, 01 .01 .2011 ) .
Die Behauptung, der allgemeine Lebensstandard
in der Schweiz sei so hoch, weil die Banken so
erfolgreich und gross seien, ist natürlich ein
Mythos. Die Arbeitsbedingungen in der Schweiz
sind ausserordentlich hart, was sich an der
Ausbeutungsrate zeigt (d.h. das was die
Arbeiter_innenklasse über ihre unmittelbare
Reproduktion hinaus an Mehrwert für das
Kapital erzeugt) . Die starke Ausbeutung der
Arbeiter_innenklasse hat dazu geführt, dass der
Industriestandort Schweiz trotzt verschiedener
Krisen bis jetzt überlebt hat. Da es aber der
Schweiz wie anderen Ländern auch an weiteren
lukrativen Industriezweigen fehlt, wo die
Bourgeosie ihr Geld investieren könnte, kommt
neben der Gefahr, die der überdimensionierte
Bankensektor darstellt, noch die Gefahr einer
Immobilienblase hinzu. In den 90er Jahren
konnte die Immobilienkrise durch einige grosse
Banken, die die meisten krisenanfälligen Banken
aufkauften, noch einmal zurückgestutzt werden.
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